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vorwort

Lutz Brangsch

voRwoRt

Es mag auf den ersten Blick unverständlich sein, dass 
eine Studie zur Ausbreitung von Leiharbeit im Rah-
men des Projektes «Lasst uns über Alternativen re-
den …» der Rosa-Luxemburg-Stiftung unterstützt 
wurde. Handelt es sich doch hier um eine Forschungs-
skizze, um die Bestimmung eines Forschungsfeldes. 
Auf den zweiten Blick wird aber klar, dass gerade das 
hier behandelte Thema ein Dreh- und Angelpunkt für 
die Durchsetzbarkeit von Alternativen ist. Die Leihar-
beit und ihre massenhafte Verbreitung gehören ne-
ben «Hartz IV» zu einem der wichtigsten Projekte, mit 
denen in den letzten Jahren die Machtkonstellationen 
zwischen Lohnabhängigen und Unternehmern grund-
legend zugunsten Letzterer verschoben wurden. Leih-
arbeit ist ein Element der Auflösung gewerkschaft-
licher Macht und Instrument der Umverteilung von 
unten nach oben gleichermaßen. Sie produziert Un-
sicherheit bei den LeiharbeiterInnen selbst wie auch 
bei denen, die (noch) in einem Dauerarbeitsverhält-
nis stehen. Leiharbeit ist Teil einer neuen Realität, die 
man ablehnen kann, auf die man aber trotzdem mit 
entsprechenden Formen von politischer und sozialer 
Organisation reagieren muss. Dazu muss man aber 
wissen, was sich eigentlich im Bereich der Leiharbeit 
abspielt, wie sie im Verhältnis zu anderen Beschäfti-
gungsformen steht und welche Potenziale für Selbst-
organisation und Widerstand sich herauszubilden be-
ginnen.

Ein wichtiges Moment dabei ist die Differenzierung 
unter den LeiharbeiterInnen selbst. Oder anders for-
muliert: Wo könnten gemeinsame Interessen liegen, 
die Selbstorganisation ermöglichen? Die vorliegende 
Forschungsskizze bietet Ansätze, um Fragen dieser Art 

überhaupt sinnvoll formulieren zu können und sich ziel-
gerichtet auf die Suche nach Antworten zu begeben. 
Denn die richtige Fragestellung ist im Forschungspro-
zess bekanntlich meist das Komplizierteste. Der ge-
schlechtsspezifische Ansatz der Studie erlaubt es, vor 
dem Hintergrund der wissenschaftlichen und politi-
schen Genderdebatten die Besonderheiten der in die-
sem Bereich ablaufenden Prozesse schärfer zu fassen, 
als es bei einer (scheinbar) genderneutralen Sichtweise 
möglich wäre. 

Ist die Studie nun nur etwas für WissenschaftlerIn-
nen? Ich denke nicht. Auch PolitikerInnen und politisch 
Interessierte sollten den Überlegungen von Alexand-
ra Manske Aufmerksamkeit widmen. Das Reden über 
Alternativen, erst recht ihre Entwicklung und Durch-
setzung, setzt eine emanzipatorische Wissenspro-
duktion voraus. Das ist eine Herausforderung für Wis-
senschaftlerInnen und Nicht-WissenschaftlerInnen 
gleichermaßen. Die von der Autorin der Studie gewähl-
te Art des Problemaufrisses vereint auf zugängliche 
Weise Empirie und wissenschaftliche Durchdringung, 
das heißt Aufspüren des Allgemeinen, Wiederkehren-
den und Neuen, eben dessen, was vielleicht im All-
tag vielleicht erst schemenhaft sichtbar ist. Die Suche 
nach Alternativen muss aber gerade an diesem Neu-
en, dem Werdenden ansetzen. Die Rosa-Luxemburg-
Stiftung hofft, dass die vorliegende Forschungsskizze 
in diesem Sinne als Anregung zum gemeinsamen Su-
chen auf Interesse stoßen wird.

Lutz Brangsch; Koordinator des Projektes «Lasst uns  

über Alternativen reden … Solidarität und Gerechtigkeit –  

für demokratischen Sozialismus»
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ProblemaufrIss

1 PRoblEMaUfRISS

Der deutsche Arbeitsmarkt durchläuft seit den 1980er 
Jahren einen tief greifenden Wandel. Seit den 1990er 
Jahren äußert sich die Erosion des Normalarbeits-
verhältnisses in einer signifikanten Zunahme prekä-
rer sowie befristeter und somit sozial wenig bis gar 
nicht abgesicherter Beschäftigungsverhältnisse. Als 
Grund für diese Phänomene gilt neben dem Wandel 
von der Industrie- zur Dienstleistungsgesellschaft (vgl. 
z. B. Nollmann 2006) und den Effekten eines globali-
sierungsbedingten Wettbewerbsdrucks vor allem die 
Ausweitung des Niedriglohnsektors (vgl. z. B. Gold-
thorpe 2003). Sozialwissenschaftliche und öffentliche 
Diskurse reflektieren diese Dynamiken nun nicht mehr 
als das «Ende der Arbeitsgesellschaft», wie noch in den 
1980er und frühen 1990er Jahren. Seit etwa zehn Jah-
ren ist vielmehr von der «Prekarisierung der Arbeitsge-
sellschaft» (Castel 2000), von einer wachsenden Men-
ge an «Ausgeschlossenen» (Bude 2008) sowie von 
einer «verunsicherten Mittelschicht» (z. B. Vogel 2009) 
die Rede. 

Auf politischer Ebene haben wir es beispielswei-
se mit einer Lockerung des Kündigungsschutzes so-
wie der Förderung von geringfügiger Beschäftigung 
und Leiharbeit zu tun, was sich sozioökonomisch un-
ter anderem in einer zunehmenden Spreizung von 
Einkommen und Vermögen manifestiert. Den größ-
ten arbeitsmarktpolitischen Effekt hatten in diesem 
Zusammenhang die Agenda-2010-Reformen der rot-
grünen Bundesregierung. Sie gingen mit einer star-
ken Ausweitung atypischer Beschäftigung einher. Vor 
allem die Liberalisierung der Leiharbeit durch die Ver-
änderungen des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
(AÜG) im Rahmen des Hartz-I-Reform-Paketes sowie 
die politisch forcierte Ausweitung der geringfügigen 
Beschäftigung durch die Hartz-II-Gesetzgebung hat-
ten nachhaltige Auswirkungen auf den deutschen Ar-
beitsmarkt. Diese Reformen haben teilweise zu einer 
Perpetuierung bestehender, andererseits aber auch 
zu einer Neukonstituierung geschlechtsspezifischer 
Ungleichheiten am Arbeitsmarkt geführt. Es sind da-
her Wandlungsprozesse sowie Beharrungstendenzen 
der industriegesellschaftlich geformten Geschlechter-
ordnung zu beobachten, die sich vor allem durch wi-
dersprüchliche Dynamiken auszeichnen (vgl. Manske 
2011). Damit ist die grundlegende Perspektive skiz-
ziert, aus der heraus der vorliegende Themenaufriss zur 
geschlechtsspezifischen Strukturierung von Leiharbeit 
und geringfügiger Beschäftigung verfasst ist. 

Während das Thema Leiharbeit im Industriesektor 
in den letzten Jahren sowohl von gewerkschaftspoli-
tischer als auch von wissenschaftlicher Seite auf die 
Agenda gesetzt wurde, ist deren geschlechtsspezi-
fische Ausprägung bislang weitgehend unerforscht. 
Bislang wird davon ausgegangen, dass Leiharbeit ein 
«männliches» Problem ist, während als Pendant dazu 
Minijobs als ein «weibliches» Problem betrachtet wer-

den. Doch ist das wirklich so? Oder gibt es Indizien, 
dass sich hier neue geschlechtsspezifische Ungleich-
heitskonstellationen herausbilden? 

Zumindest gibt es erste Anzeichen dafür, dass zu-
nehmend auch Frauen in Leih- oder Zeitarbeitsverhält-
nissen tätig sind und dass sich Leiharbeit in traditionell 
weiblich segregierten Beschäftigungsfeldern auszu-
breiten beginnt, beispielsweise im Pflegebereich.1 Da 
anzunehmen ist, dass Leiharbeit ein virulentes Prob-
lem auf dem Arbeitsmarkt bleiben wird, wird das The-
ma geschlechtsspezifisch strukturierte Leiharbeit im 
Rahmen dieser Literaturstudie genauer untersucht. 

Bei den folgenden Ausführungen handelt es sich um 
einen problemorientierten Themenaufriss, der eher 
Fragen aufwirft als Antworten gibt oder gar eigene em-
pirische Befunde vorstellt. Die Studie konzentriert sich 
auf die Auswertung bereits vorhandenen Datenmate-
rials und entsprechender Fachliteratur, auf deren Ba-
sis Tendenzen einer Herausbildung von Leiharbeit als 
weiblich konnotierter Beschäftigungsform zunächst 
einmal konturiert werden sollen. Für zukünftige ge-
schlechterpolitische Einschätzungen werden für die 
Perspektive einer weiterführenden Forschungsagen-
da sicherlich Verbindungen zu qualitativen Fragen, 
wie der Veränderung einer Geschlechterordnung so-
wie der Verwischung von weiblich und männlich de-
finierten und unterschiedenen Weisen der Organisa-
tion von Leiharbeit, zu untersuchen sein. Dabei wird 
es darum gehen, über die in den offiziellen Statistiken 
binär abgebildeten Zahlen hinaus zu einer verknüp-
fenden Perspektive zu kommen, die Geschlechterver-
hältnisse als nicht nur statistische Größen, sondern im 
Kontext ihrer komplexen Bearbeitung im Rahmen von 
Prekarisierungsstrategien durch Erwerbsarbeit, aber 
auch durch sie umgebende soziale und gesellschaftli-
che Bedingungen analysiert. Die zentrale Frage ist da-
her allgemein formuliert und lautet, inwieweit Leihar-
beit geschlechtsspezifisch strukturiert ist und wie sie 
sich zur Beschäftigungsform der sogenannten Mini-
jobs verhält. So werden quantitative Entwicklungen 
beider Beschäftigungsformen und deren geschlechts-
spezifische Ausprägung dargestellt. Es werden Sek-
toren beleuchtet, in denen Leiharbeit von Frauen zu-
nimmt beziehungsweise zugenommen hat. Ziel ist es, 
den aktuellen Forschungsstand zu diesem Komplex zu 
skizzieren und Entwicklungen aufzuzeigen, die einer 
genaueren wissenschaftlichen und politischen Beach-
tung bedürfen. Im Rahmen dieses Erkenntnisinteres-
ses soll auch die Dichotomie «Leiharbeit = männlich» 
versus «Minijobs = weiblich» kritisch inspiziert werden. 

Zunächst werden geschlechtsspezifische Erwerbs-
strukturen erläutert (2). Dieser Abschnitt dient als Hin-
tergrundfolie für die nachfolgenden Erläuterungen und 

1 Die Begriffe Zeitarbeit und Leiharbeit werden im Folgenden synonym verwendet.
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ordnet die Frage nach den geschlechtsspezifischen 
Strukturen von Leiharbeit und ihrem Verhältnis zur 
geringfügigen Beschäftigung in einen größeren Be-
zugsrahmen ein. Als wesentliche Quelle dient hier der 
im Jahr 2011 veröffentlichte erste Gleichstellungsbe-
richt der Bundesregierung (vgl. Deutscher Bundestag 
Drucksache 17/6240 vom 16.6.2011; im Folgenden 
Bundesregierung 2011). Sodann werden die verän-
derten sozialrechtlichen Regelungen sowie die struk-
turelle und quantitative Entwicklung von Leiharbeit (3) 
und von geringfügiger Beschäftigung dargestellt (4). 
Anschließend wird speziell auf deren geschlechtsspe-
zifische Dynamiken eingegangen (5). Es wird ein Ver-

gleich zwischen Minijobs und Leiharbeit als Beschäfti-
gungsformen für Frauen vorgenommen und der Frage 
nachgegangen, ob sich in diesen Arbeitsverhältnissen 
geschlechtsspezifische Wandlungsprozesse abzeich-
nen und worin diese bestehen (5.1, 5.2). Darauf auf-
bauend wird exemplarisch die Pflegebranche in den 
Blick genommen. Hierbei handelt es sich um ein weib-
lich segregiertes Beschäftigungsfeld, zu dem erste Be-
funde zur Ausweitung von Leiharbeit vorliegen (5.3). 
Abschließend wird in einem knappen Fazit auf Lücken 
in der wissenschaftlichen Auseinandersetzung und auf 
politische Regulierungsdefizite eingegangen sowie 
weitergehender Forschungsbedarf benannt (6).
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2 GESchlEchtSSPEzIfISchE ERwERbSStRUktUREn 
UntER bESondERER bERückSIchtIGUnG dER ERwERbS-
tEIlhabE von fRaUEn

Beschäftigung. Denn in allen Altersgruppen sind ver-
gleichsweise mehr Männer erwerbstätig – und zwar 
vor allem, wenn man die Erwerbsbeteiligung in Voll-
zeitäquivalenten und nicht in Personen misst. Beson-
ders groß ist die Diskrepanz in zwei Altersgruppen: bei 
den 30- bis 39-Jährigen und bei den ArbeitnehmerIn-
nen, die 55 Jahre und älter sind (ebd.). Insbesondere 
aber sind bei atypischen Beschäftigungsformen star-
ke Unterschiede zwischen Frauen und Männern aus-
zumachen. Der Großteil aller Teilzeit-, befristeter und 
geringfügiger Beschäftigung entfällt auf Frauen (Bun-
desagentur für Arbeit 2011a, 3, 6 ff.). So ist die Teilzeit-
quote von Frauen im Jahr 2010 mit 35 Prozent nicht 
nur wesentlich höher als bei Männern mit 6 Prozent. 
Sie ist in den letzten zehn Jahren auch stetig ange-
stiegen. Im Jahr 2000 etwa lag die Teilzeitquote von 
Frauen noch bei 27 Prozent. Dementsprechend ist der 
Anteil von Frauen an allen Teilzeitbeschäftigten sehr 
hoch: Acht von zehn Teilzeitbeschäftigten sind Frau-
en. Im Jahr 2010 lag ihr Anteil bei 83 Prozent (ebd., 
12 f.). 

Die zunehmende Erwerbsteilhabe von Frauen erklärt 
sich somit zu einem beträchtlichen Teil damit, dass 
Frauen vornehmlich in Beschäftigungsverhältnissen 
mit geringem Stundenumfang tätig sind. Denn wäh-
rend immer mehr Frauen arbeiten, ist die Zahl der wö-
chentlich von Frauen geleisteten Arbeitsstunden zwi-
schen den Jahren 2001 und 2006 von durchschnittlich 
30,2 auf 29,1 gesunken (Kümmerling u. a. 2008, zit. 
nach Bundesregierung 2011, 112). Diese Entwicklung 
indiziert aber nicht etwa veränderte Arbeitszeitwün-
sche erwerbstätiger Frauen. Vielmehr ist der reduzier-
te Stundenumfang an geleisteter Arbeitszeit ein Indi-
kator dafür, dass sich Teilzeitarbeitsverhältnisse in den 
letzten Jahren erheblich ausdifferenziert haben und 
insofern einer genaueren Betrachtung bedürfen. Mit 
anderen Worten ist die steigende Erwerbsteilhabe von 
Frauen auf eine Ausweitung von unterschiedlich gear-
teten Teilzeitarbeitsverhältnissen und daher auf eine 
Neuverteilung von Arbeitsvolumina zwischen Frauen 
zurückzuführen. 

Als zentrale Trends in der Entwicklung der Erwerbs-
tätigkeit von Frauen für den hier interessierenden The-
menbereich nennt der Gleichstellungsbericht der Bun-
desregierung folgende Entwicklungen: 
–  Zwar ist die Erwerbstätigenquote von Frauen in 

(West-)Deutschland in den vergangenen Jahren 
deutlich gestiegen. Dieser Zuwachs bezieht sich 
aber auf eine steigende Anzahl geringfügiger Ar-
beitsverhältnisse und auf eine Umverteilung des Er-
werbsvolumens unter Frauen. Demzufolge ist eine 
Fragmentierung von Arbeitsverhältnissen zu ver-
zeichnen, sodass ein Großteil von Frauen von einer 
eigenständigen Existenzsicherung weit entfernt ist.

Die gleichberechtigte Teilhabe von Männern und 
Frauen am Erwerbsleben wird von der Europäischen 
Kommission als wirtschaftliches und demokratisches 
Gebot betrachtet (zit. nach Bundesregierung 2011). 
Faktisch allerdings ist die soziale Wirklichkeit von die-
sem Anspruch noch recht weit entfernt. Denn unterm 
Strich zeigt sich, dass eine gleichberechtigte Teilha-
be von Frauen trotz des Umbruchs im deutschen Er-
werbssystem noch nicht realisiert ist (Stichwort Pre-
karisierung). Zwar wird allenthalben eine steigende 
Erwerbsteilhabe von Frauen konstatiert. Doch besteht 
diese eher in einer Neuverteilung von Arbeit unter 
Frauen, als dass sozialversicherungspflichtige Vollzeit-
äquivalente effektiv dazugekommen wären, lautet eine 
der zentralen Diagnosen des ersten Gleichstellungsbe-
richts der Bundesregierung aus dem Jahr 2011. 

Das im Rahmen der Lissabon-Strategie gesetzte Ziel, 
die Erwerbstätigenquote von Frauen innerhalb der Eu-
ropäischen Union bis zum Jahr 2010 auf 60 Prozent zu 
steigern, ist für Deutschland dem Gleichstellungsbe-
richt zufolge schon seit dem Jahr 2005 erreicht. Lag 
die Frauenerwerbstätigenquote in Deutschland im 
Jahr 2000 noch bei 57,4 Prozent, ist sie bis zum Jahr 
2010 auf 66,1 Prozent gestiegen. Die Erwerbstätigen-
quote der Männer lag demgegenüber 2010 bei 76 Pro-
zent. Damit übersteigt die deutsche Frauenerwerbs-
tätigenquote den EU-Durchschnitt geringfügig, der 
im Jahr 2010 bei 65 Prozent lag (Bundesagentur für 
Arbeit 2011a, 19 f.). Im Jahr 2009 nahm Deutschland 
diesbezüglich den sechsten Platz auf der EU-Ranglis-
te ein, was zunächst ein gutes Licht auf die Entwick-
lung der hierzulande traditionell stark ausgeprägten 
geschlechtsspezifischen Ungleichheiten am Arbeits-
markt wirft. Insbesondere Frauen der Altersgruppen 
zwischen 35 und 54 Jahren sind auf dem deutschen 
Arbeitsmarkt aktiv, wobei die Altersgruppe der 40- bis 
44-jährigen Frauen mit knapp 80 Prozent Erwerbsbe-
teiligung am intensivsten in den Arbeitsmarkt einge-
bunden ist. Deutlich gestiegen ist die Erwerbsbeteili-
gung von verheirateten Müttern in Westdeutschland; 
kinderbedingte Erwerbsunterbrechungen fallen dort 
heute kürzer aus als noch in den 1970er und 1980er 
Jahren. Diese Trends sind aber verschränkt mit Bil-
dungsniveau und Migrationsstatus. Grundsätzlich 
gilt, dass die Arbeitsmarktintegration mit zunehmen-
dem Bildungsniveau steigt und dass deutsche Staats-
bürgerInnen häufiger erwerbstätig sind als Migran-
tInnen. Die Erwerbsquote von Frauen ohne deutsche 
Staatsbürgerschaft lag im Jahr 2009 bei 47,3 Prozent 
und damit um fast 20 Prozentpunkte unter ihrer sozia-
len Vergleichsgruppe, den Frauen mit deutschem Pass 
(Bundesregierung 2011, 90 f.). 

Trotz aller Fortschritte gibt es nach wie vor große ge-
schlechtsspezifische Unterschiede in der Struktur der 
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–  Die aktuelle geschlechtsspezifische Lohndifferenz 
beträgt in Deutschland 23 Prozent und ist damit 
so hoch wie in kaum einem anderen europäischen 
Land. Der Anteil gering bezahlter Frauen lag 2007 
bei 29,3 Prozent gegenüber 13,8 Prozent bei Män-
nern. Der Niedriglohnsektor ist eine weibliche Do-
mäne: Zwei Drittel aller dort Beschäftigten sind in 
Deutschland Frauen. Ihre Chancen, eine sozialver-
sicherungspflichtige Vollzeitbeschäftigung zu fin-
den, sind signifikant geringer als die von Männern. 
Diese Geschlechterdifferenz lässt sich nur teilweise 
mit sekundären Merkmalen wie zum Beispiel dem 
Qualifikationsniveau erklären. Der Datenreport 2011 
spricht von einem um sekundäre Merkmale berei-
nigten gender pay gap von 8 Prozent (Statistisches 
Bundesamt/Wissenschaftszentrum Berlin 2011, 
122). Die Lohnlücke beruht folglich zu einem guten 
Teil auf Lohndiskriminierung.

–  Teilzeitarbeit ist nach wie vor eine weibliche Domä-
ne. Die Struktur von Teilzeitarbeit hat sich aber aus-
differenziert. Eine erwerbsbiografische «Falle» stellt 
das politisch geförderte Arbeitsmarktsegment der 
Minijobs dar, da diese häufig eine Sackgasse auf 
dem Arbeitsmarkt sind und kaum Mobilitätschan-
cen bieten. Demgegenüber wünschen sich viele 
Frauen eine sozialversicherungspflichtige Teilzeit-
arbeit. Ob es sich auch bei Leiharbeit um eine er-
werbsbiografische «Falle» handelt, muss daher als 
empirisch offene Frage betrachtet werden.

–  Viele der in den letzten Jahren entstandenen zusätz-
lichen Arbeitsplätze im sozialen und personenbezo-
genen Dienstleistungssektor sind als Helferinnen-, 

Assistentinnen- oder Zuverdienerinnenstellen kon-
zipiert und dementsprechend mit vergleichsweise 
schlechten Verdienst- und Aufstiegsmöglichkeiten 
ausgestattet. Hinzu kommt, dass diese Bereiche 
durch eine geringe und sogar abnehmende Tarif-
bindung von der allgemeinen Lohnentwicklung ge-
radezu abgekoppelt worden sind (Bundesregierung 
2011, 236 f.).

Zusammenfassend ist daher festzuhalten, dass der 
deutsche Arbeitsmarkt und die Beschäftigtenstruktu-
ren auch unter geschlechtsspezifischen Gesichtspunk-
ten einen strukturellen Wandel durchlaufen. Nimmt sich 
die steigende Frauenerwerbsquote auf den ersten Blick 
als Wegmarke zu einer gleichberechtigten Teilhabe von 
Männern und Frauen am Erwerbsleben aus, zeigt sich 
bei genauerem Hinsehen, dass es sich dabei im Kern um 
neue Verteilungsmuster von Arbeit innerhalb der weib-
lichen Genusgruppe handelt. Die Restrukturierung am 
Arbeitsmarkt hat folglich wenig mit einer Umverteilung 
von Arbeit zwischen den Geschlechtern zu tun:

«Die erhöhte Frauenerwerbstätigkeit ist also mit ei-
ner Umverteilung der Erwerbsarbeit unter Frauen ein-
hergegangen. So hat sich das auf Frauen entfallene 
gesellschaftliche Volumen an Frauenerwerbsarbeits-
stunden kaum verändert, es verteilt sich heute lediglich 
auf mehr (weibliche) Schultern» (ebd., 111). 

Im Folgenden wird deshalb der Frage nachgegan-
gen, in welchem Verhältnis Leiharbeit und geringfügi-
ge Beschäftigung stehen und in welcher Weise sie sich 
auf «weibliche Schultern» verteilen. Zunächst erfolgt 
jedoch ein allgemeiner Überblick zur Entwicklung die-
ser Beschäftigungsformen.
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3 lEIhaRbEIt – hIStoRISch-REchtlIchE EntwIcklUnG

Als eines der umstrittensten Instrumente zur Flexibili-
sierung des Arbeitsmarktes gilt die rechtliche Neuord-
nung der Leiharbeit durch die Änderung des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes. Im Rahmen des ersten 
Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt (Hartz I) wurde die Arbeitnehmerüberlassung 
zum 1. Januar 2003 durch die Aufhebung des Syn-
chronisations- und des Wiedereinstellungsverbotes 
sowie durch die Abschaffung der auf höchstens zwei 
Jahre beschränkten Verleihfrist liberalisiert. Folge die-
ser rechtlichen Neujustierung ist, dass sich das Volu-
men der Leiharbeit zwischen Januar 2003 und Dezem-
ber 2010 mehr als verdoppelt hat (Bundesagentur für 
Arbeit 2010, vgl. Statistisches Bundesamt/Wissen-
schaftszentrum Berlin 2011, 100). Der Datenreport 
2011 spricht für das Jahr 2009 noch von einer Gesamt-
beschäftigtenzahl im Leiharbeitssektor von 0,6 Millio-
nen Menschen, von 2,6 Millionen geringfügig Beschäf-
tigten und von insgesamt 7,6 Millionen Menschen in 
atypischen Beschäftigungsverhältnissen (Statistisches 
Bundesamt/Wissenschaftszentrum Berlin 2011, 100). 
Demgegenüber befanden sich im selben Jahr 23 Mil-
lionen Menschen in einem sozialversicherungspflich-
tigen, unbefristeten Vollzeitarbeitsverhältnis (ebd.). 
Sowohl der Bericht der Bundesregierung zu Leihar-
beit als auch der Deutsche Gewerkschaftsbund (2010, 
3) beziffern dagegen die Zahl der ZeitarbeiterInnen in 
Deutschland auf über 800 000. Doch dazu später mehr.

Zeit- oder Leiharbeit kann zunächst als ein arbeits-
vertragliches Verhältnis definiert werden, bei dem ei-
ne Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer von einem 
Unternehmen, mit dem sie/er ein Arbeitsverhältnis 
eingegangen ist, an ein weiteres Unternehmen aus-
geliehen wird. Diese im Arbeitsrecht «Arbeitnehmer-
überlassung» genannte Verleihung wird in Deutsch-
land gewerbsmäßig durch private Leiharbeitsfirmen 
oder auch durch die im Zuge des Hartz-I-Gesetzes ge-
gründeten Personal-Service-Agenturen (PSA) vorge-
nommen. Die PSA sind als Instrument der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik den Arbeitsagenturen angegliedert. 
Sie arbeiten vermittlungsorientiert und gelten als ge-
meinnützig (Bäcker u. a. 2008, 445).

In der Bundesrepublik Deutschland war die gewerbs-
mäßige Leiharbeit bis Ende der 1960er Jahre verboten. 
1967 wurde sie durch ein Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts zugelassen, womit der damaligen Bun-
desanstalt für Arbeit das Arbeitsvermittlungsmonopol 
entzogen wurde. Gesetzlich geregelt wurde Leiharbeit 
aber erst durch die Einführung des Arbeitnehmerüber-
lassungsgesetzes im Jahr 1972. Die damaligen Regeln 
waren deutlich enger gefasst als die aktuellen Rege-
lungen. So wurde damals die Überlassungszeit eines 
Arbeitnehmers auf eine Höchstdauer von drei Mona-
ten begrenzt. Das sogenannte Synchronisationsverbot 
legte fest, dass das Arbeitsverhältnis mit dem Verleih-
betrieb (also dem Zeitarbeitsunternehmen) nicht auf 

die Dauer der Überlassung befristet werden durfte und 
dass die Lohnfortzahlung bei Nichtüberlassung durch 
den Verleihbetrieb gewährleistet sein musste. Die zu-
lässige Überlassungshöchstdauer wurde in den fol-
genden Jahrzehnten sukzessive heraufgesetzt: 1985 
auf sechs Monate, 1994 auf neun Monate, 1997 auf 12 
und 2002 auf 24 Monate (Wolters 2008, 15; Weinkopf/
Vanselow 2008, 11).2 Bei der letzten Ausweitung der 
Überlassungshöchstdauer wurde allerdings die rechtli-
che Gleichstellung für jene LeiharbeitnehmerInnen ge-
setzlich festgeschrieben, die ununterbrochen mindes-
tens 12 Monate in einem Betrieb beschäftigt waren. 

3.1 lIbERalISIERUnG von lEIhaRbEIt 
dURch dIE haRtz-REfoRMEn
Die umfangreichste Reform der Leiharbeit erfolgte 
durch die Umsetzung der Vorschläge der Hartz-Kom-
mission zum 1. Januar 2003. Regelungen zur Höchst-
dauer der Überlassung wurden gestrichen, da die 
Leiharbeit nach Ansicht der Kommission ein zentra-
les Mittel zur Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit 
und zur Flexibilisierung des Arbeitsmarktes darstellt 
(Wolters 2008, 14 f.; Baum 2010, 24). Zudem wurde 
das Synchronisationsverbot aufgehoben. Leiharbeits-
verhältnisse können seitdem sowohl unbefristet als 
auch nur für die Dauer einer Überlassung abgeschlos-
sen werden. Aufgehoben wurde ebenso das Wieder-
einstellungsverbot.3 Zeitgleich zur Liberalisierung der 
Leiharbeit wurde ein Diskriminierungsverbot gesetz-
lich verankert. Es soll die Gleichbehandlung der Leih-
arbeitnehmerInnen mit der Stammbelegschaft in den 
Entleihbetrieben ab dem ersten Beschäftigungstag si-
cherstellen. In der Praxis allerdings lässt sich das Dis-
kriminierungsverbot relativ unkompliziert im Rahmen 
von Tarifverträgen umgehen, und zwar nach § 9 Nr. 
2 Teilsatz 3 des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes 
(AÜG).

Tarifdisposivität
Die sogenannte Tarifdispositivität ermöglicht es Un-
ternehmen, von der gesetzlichen Regelung durch ta-
rifvertragliche Vereinbarungen zuungunsten der Leih-
arbeiterInnen abzuweichen. Auf diese Weise wird das 
Antidiskriminierungsverbot praktisch ausgehebelt. 
In diesem Zusammenhang ist auch die Problema-
tik zu sehen, dass nach § 9 Nr. 2 Teilsatz 4 AÜG von 
nicht tarifgebundenen ArbeitnehmerInnen und Ar-
beitgeberInnen die Anwendung eines solchen, von 
der gesetzlichen Regelung abweichenden Tarifver-
trages vereinbart werden kann. Dies hat sich in der 
Praxis häufig negativ auf die LeiharbeitnehmerInnen 

2 Bei den Angaben handelt es sich jeweils um das Jahr des Inkraftretens der Re-
gelung. 3 Das Wiedereinstellungsverbot schloss aus, dass LeiharbeiterInnen ge-
kündigt wurde und diese innerhalb von drei Monaten erneut als LeiharbeiterInnen 
eingestellt wurden. 



12

leIharbeIt – hIstorIsch-rechtlIche entwIcklunG

ausgewirkt (Wolters 2008, 15 f. u. 27). Besonders die 
Tarifverträge der christlichen Gewerkschaften öffneten 
dem Missbrauch der Leiharbeit Tür und Tor. Sie führ-
ten zur Aufweichung der gesetzlichen Regelung der 
Nichtdiskriminierung4 und setzten die DGB-Gewerk-
schaften unter Zugzwang. Denn die Tarifverträge der 
christlichen Gewerkschaften mit den Arbeitgeberver-
bänden der Zeitarbeitsbranche unterliefen die für die 
Stammbelegschaften festgelegten oder ausgehandel-
ten Arbeitsbedingungen in den jeweiligen Branchen. 
Die Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften für 
Zeitarbeit und Personal-Service-Agenturen (CGZP), ei-
ne Zusammenführung mehrerer Organisationen des 
christlichen Gewerkschaftsbundes (CGB), schloss auf 
Basis der Tarifdispositivität bereits kurz nach Inkraft-
treten des Hartz-I-Gesetzes mit der Interessengemein-
schaft Nordbayerischer Zeitarbeitsunternehmen5 ei-
nen bundesweiten Flächentarifvertrag ab.

Aufgrund der Notwendigkeit der beidseitigen Tarif-
bindung (§ 4 Abs. 1 Satz 1 TV) für die Gültigkeit eines 
Tarifvertrages und der Tatsache, dass die christlichen 
Gewerkschaften einen nur sehr geringe Organisations-
grad besitzen, hatten diese zunächst einen sehr gerin-
gen Effekt auf die Qualität der Leiharbeitsverhältnisse 
(ebd., 27). Da aber einzelvertraglich die Anwendung 
eines anderen Tarifvertrages zwischen Verleiher und 
Leiharbeiter vereinbart werden kann, und zwar unter 
Bezugnahme auf jeden auf den jeweiligen Geltungs-
bereich abgestimmten Tarifvertrag (Inbezugnahme 
von Tarifverträgen), konnten die Dumpingtarifverträge 
der christlichen Gewerkschaften auch für die Mitglie-
der anderer Gewerkschaften Gültigkeit erlangen. Da 
dies dem geltenden Recht entsprach, ließen sich die 
DGB-Gewerkschaften auf den Abschluss von Tarifver-
trägen mit Verbänden der Zeitarbeitsbranche ein, die 
zwar auch vom Diskriminierungsverbot abwichen, al-
lerdings nicht so eklatant wie die der christlichen Ge-
werkschaften (ebd., 28). Der CGZP allerdings wurde 
2009 die Tariffähigkeit gerichtlich abgesprochen. 

Seit dem Jahr 2009 existieren zwei Flächentarifver-
träge für die Zeitarbeitsbranche: zum einen der zwi-
schen dem Bundesverband Zeitarbeit Personal-Dienst-
leistungen e.V. (BZA) und der DGB-Tarifgemeinschaft 
Zeitarbeit und zum anderen der zwischen dem Inter-
essenverband Deutscher Zeitarbeitsunternehmen e. V. 
(iGZ) und der DGB-Tarifgemeinschaft Zeitarbeit.6

Mindestlöhne und Equal Pay
Die jüngste gesetzliche Reform des Arbeitnehmer-
überlassungsgesetzes trat Ende April 2011 in Reaktion 
auf die EU-Richtlinie über Leiharbeit vom 5. Dezember 
2008 in Kraft.7 Sie ermöglicht die Vereinbarung eines 
Mindestlohns durch die Tarifparteien. Seit dem 1. Mai 
2011 gelten in der Zeitarbeitsbranche die von den Ta-
rifvertragsparteien vereinbarten Mindeststundenlöhne 
von 7,79 Euro (West) beziehungsweise 6,89 Euro (Ost). 
Aufgrund der hohen Tarifbindung der Leiharbeitsbran-
che gelten diese Entgelte für die Mehrheit der dort 
Beschäftigten. Das diesbezügliche Verfahren zur All-

gemeinverbindlichkeitserklärung sieht vor, dass jene 
Tarifparteien, welche die Mindestlöhne vorschlagen, 
repräsentativ für die Zeitarbeitsbranche sein müssen. 
Dies wird maßgeblich durch das Bundesarbeitsminis-
terium geprüft. Daneben haben hier weitere relevan-
te Akteure, wie zum Beispiel die Gewerkschaften, ein 
Mitspracherecht. Bislang jedoch wurden die genann-
ten Mindeststundenlöhne für die Leiharbeitsbranche 
nicht für allgemein verbindlich erklärt. Ob sich die All-
gemeinverbindlichkeitserklärung angesichts des nun 
anvisierten Politikwechsels und der Einsicht in die Not-
wendigkeit von allgemeinen Mindestlöhnen durchset-
zen wird, bleibt abzuwarten. Denn Ministerin von der 
Leyen bekräftigte zuletzt, dass für sie die Aushandlung 
durch Tarifvertragspartner Vorrang vor der Festlegung 
durch die Politik habe – und brachte damit auch die po-
litische Linie der Regierungsparteien in Bezug auf Min-
destlöhne generell auf den Punkt:

«Ich trete für marktwirtschaftlich organisierte Min-
destlöhne ein. Das heißt: Arbeitgeber und Gewerk-
schaften handeln sie aus, nicht die Politik gibt sie vor.»8 

So will die Bundesregierung in Zukunft erklärter-
maßen auch den Grundsatz des Equal Pay stärker 
durchsetzen. Ob und wie weit die Tarifparteien diesem 
Grundsatz folgen werden, wird sich erst erweisen müs-
sen. Denn es bleibt vorerst dabei, dass das Diskriminie-
rungsverbot von LeiharbeiterInnen durch die weiterhin 
mögliche Inbezugnahme von Tarifverträgen umgan-
gen werden kann. Den Sozialpartnern wird im Rahmen 
der Reform aber eine Einjahresfrist auferlegt, innerhalb 
derer sie eine solche Vereinbarung abschließen müs-
sen. Gelingt dies nicht, beauftragt die Bundesregie-
rung eine Kommission, die eine solche Vereinbarung 
herbeiführen soll. Dabei soll auch der geltende Min-
destlohn durchgesetzt werden:

«Die Bundesregierung sieht für die Zeitarbeitenden 
die jeweils günstigere Lösung vor: Liegt in einem Ent-
leihbetrieb die Equal-Pay-Marke unter der festzulegen-
den Lohnuntergrenze in der Zeitarbeit, so ist für die 
Entlohnung des Zeitarbeitenden der Mindestlohn in 
der Zeitarbeit maßgebend.»9

Zudem wurde in das reformierte AÜG die sogenann-
te Drehtürklausel eingeführt, mit der verhindert werden 
soll, dass Stammbeschäftigte entlassen und anschlie-
ßend direkt oder nach kurzer Zeit als Leiharbeitneh-
merInnen in demselben Unternehmen wieder einge-
stellt werden. DIE LINKE (2010) beurteilt die Einführung 
der Drehtürklausel in das AÜG allerdings kritisch:

4 Also der Gleichbehandlung von LeiharbeitnehmerInnen und Stammbeleg-
schaft. 5 Die Interessengemeinschaft Nordbayerischer Zeitarbeitsunternehmen 
sowie die Mittelstandsvereinigung Zeitarbeit (MVZ) schlossen sich später zum Ar-
beitgeberverband Mittelständischer Personaldienstleister (AMP) zusammen, der 
die Tarifpartnerschaft mit der CGZP weiterführte. 6 Informationen hierzu finden 
sich auf der Internetseite des Deutschen Gewerkschaftsbundes (http://www.dgb.
de/themen/++co++cf65a22e-35bb-11df-7c29-00188b4dc422). 7 Vgl. hierzu  
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2010/12/2010-12-15-kabinett-
zeitarbeit-missbrauch-verhindern.html. 8 Interview in Der Tagesspiegel vom 
25.9.2011, unter: http://www.tagesspiegel.de/politik/ich-will-keinen-zentralisti-
schen-superstaat/4656758.html. 9 Erklärung der Bundesregierung vom 
29.4.2011, unter: http://www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/ 
2010/12/2010-12-15-kabinett-zeitarbeit-missbrauch-verhindern.html.
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«Sie verhindert aber nicht, dass Belegschaften gespal-
ten und diszipliniert werden. Sie verhindert auch nicht, 
dass Stammbeschäftigung durch unsichere Leihar-
beit ersetzt wird. Leiharbeitskräfte dürfen weiterhin 
in den allermeisten Fällen schlechter als vergleichba-
re Stammbeschäftigte entlohnt werden. Auch ist wei-
terhin ein zeitlich nahezu unbeschränkter Einsatz von 
Leiharbeitskräften möglich. Auch vermag die Dreh-
türklausel nicht zu verhindern, dass ehemals regulär 
Beschäftigte in ein unsicheres Leiharbeitsverhältnis 
abgedrängt werden. Auch wenn die betroffenen Be-
schäftigten den gleichen Lohn erhalten, fehlt ihnen die 
Sicherheit eines unbefristeten und regulären Arbeits-
verhältnisses.»

3.2 QUantItatIvE EntwIcklUnG  
dER lEIhaRbEIt
Die Liberalisierung der Leiharbeit, vor allem die Herauf-
setzung der Überlassungshöchstdauer, macht Leih-
arbeit für Unternehmen zu einer attraktiven Beschäf-
tigungsform. Dies lässt sich beispielsweise an der 
Anzahl der Leiharbeitsfirmen und Zeitarbeitsagenturen 
ablesen. Sie stieg allein zwischen Juni 2006 und De-
zember 2010 von 12 550 auf 16 628 (Bundesagentur 
für Arbeit 2010). Analog dazu ist die Anzahl der Leih-
arbeitnehmerInnen seit Verabschiedung der Hartz-
Reformen drastisch angestiegen. Wie an Abbildung 
1 ersichtlich wird, kletterte ihre Zahl von 327 331 im 
Juni 2003 auf 731 152 im Juni 2007 und erreichte im 
September 2008 mit 814 327 und etwa 3 Prozent der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten einen vor-
läufigen Höchststand. Nach einem Einbruch während 
der Wirtschafts- und Finanzkrise im Oktober 2008 lag 
die Anzahl der LeiharbeitnehmerInnen bundesweit bei 
823 509 (Bundesagentur für Arbeit 2010; Deutscher 
Gewerkschaftsbund 2010, 3). 

Abb. 1: Entwicklung der Arbeitnehmerüberlas-
sungen 2000–2010

Quelle: Deutscher Gewerkschaftsbund 2010, 3

Angesichts eines durchschnittlichen Bestands von 
134 443 LeiharbeiterInnen im Jahr 1994 handelt es sich 
um eine enorme Entwicklungsdynamik, die zudem 
weiter anhält (Bundesagentur für Arbeit 2010). Außer-
dem ist der Sektor der Leiharbeit von einer vergleichs-
weise starken Fluktuation geprägt. Zu- und Abgänge 
halten sich in etwa die Waage. So begannen beispiels-
weise im Jahr 2007 insgesamt etwa 11 Millionen Per-
sonen ein Leiharbeitsverhältnis, während im selben 
Jahr ebenso viele LeiharbeiterInnen aus dem Sektor 
ausgeschieden sind (Deutscher Gewerkschaftsbund 
2010, 3).

Als besonders problematisch erweist sich darüber 
hinaus die Lohnstruktur in der Leiharbeitsbranche. Die 
in den Zeitarbeitstarifverträgen festgesetzten Löhne 
liegen durchweg im Vergleich unter denen der Stamm-
belegschaften. Abbildung 2 zeigt die prozentualen Dif-
ferenzen der tariflichen Bruttostundenlöhne der Leih-
arbeitsbranchen 2007/2008 zum Median.
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Holst u. a. (2009) allerdings der betriebliche Nutzungs-
modus von Leiharbeit, insbesondere in der Automobil-
industrie. Die Autoren unterscheiden zwischen drei 
verschiedenen Nutzungstypen von Leiharbeit:
–  der Ad-hoc-Nutzung von Leiharbeit, die vor allem 

bei kurzfristigen Personalengpässen und daher nur 
temporär und punktuell erfolgt, 

–  der Nutzung von LeiharbeitnehmerInnen als «Flexi-
bilitätspuffer», die auf die Randbelegschaft begrenzt 
und ebenso temporär ist, um auf schwankende Auf-
tragsvolumen reagieren zu können (zudem Einspa-
rung von Such- und Einstellungskosten),

–  dem Typus der strategischen Nutzung der Leiharbeit 
zur Erhöhung beziehungsweise Absicherung der 
Rendite. 

In der Studie wird argumentiert, dass sich vor allem 
letztere Nutzungsform verstetigt habe. Sie werde um-
fassend in allen Unternehmensteilen der untersuch-
ten Automobilzuliefererbetriebe eingesetzt und habe 
daher stark an Relevanz gewonnen (Holst u. a. 2009, 
14 ff.). 

Insgesamt ist festzuhalten, dass Leiharbeit insbe-
sondere durch ihre Liberalisierung infolge der Hartz-
Reformen eine erhebliche Dynamik entwickelt hat. 
In quantitativer Hinsicht ist die Zeitarbeitsbranche in 
den letzten acht Jahren förmlich explodiert. Insge-
samt lag der Anteil der LeiharbeitnehmerInnen an al-
len sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im Jah-

Es wird deutlich, dass die in den Tarifverträgen ver-
einbarten Einstiegslöhne den Medianlohn in West-
deutschland um ungefähr die Hälfte unterschreiten, 
ebenso wie den Mindestlohntarifvertrag.10 In Ost-
deutschland fällt diese Diskrepanz etwas geringer aus, 
allerdings machen die Einstiegslöhne in der Leiharbeit 
auch hier nur 62 Prozent des Medianlohns aus und sie-
deln daher gegenüber Westdeutschland auf einem we-
sentlich geringeren Niveau. Die Einstiegslöhne befin-
den sich somit unterhalb der Niedriglohnschwellen, 
die laut OECD bei zwei Drittel des Medianlohns liegen. 
In Westdeutschland beträgt der Tariflohn von iGz und 
DGB weniger als 50 Prozent des Medianlohns,11 der 
von BZA und DGB ausgehandelte liegt nur knapp darü-
ber (Weinkopf/Vanselow 2008, 13).

Auch die in den DGB-Tarifverträgen im Jahr 2008 ver-
einbarten Einstiegslöhne sind ähnlich niedrig. Die noch 
für dieses Jahr geplante Allgemeinverbindlichkeitser-
klärung der Mindestlöhne für die Leiharbeitsbranche 
durch die Aufnahme in das Arbeitnehmerentsende-
gesetz12 würde bei 7,79 Euro (West) beziehungsweise 
6,89 Euro (Ost) nur zu einer geringfügigen Verbesse-
rung des Lohnniveaus führen.

Laut dem Institut für Arbeit und Qualifikation (IAQ) 
lagen im Jahre 2003 die Löhne von 71,5 Prozent aller 
vollzeitbeschäftigten LeiharbeiterInnen unterhalb der 
Niedriglohnschwelle (Bosch/Weinkopf 2007, 313). Da 
in diesen Zahlen auch die Angestellten der Leiharbeits-
firmen enthalten sind und zudem nach Angaben des 
DGB-Bundesvorstandes im Herbst 2006 12,4 Prozent 
aller LeiharbeitnehmerInnen aufstockende Leistun-
gen der Grundsicherung bezogen, äußern Weinkopf 
und Vanselow (2008, 15) die Vermutung, dass sich die-
ses Verhältnis kaum geändert haben dürfte. Geändert 
hat sich in den letzten Jahren nach einer Studie von 
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Abb. 2: Einstiegstarife in Zeitarbeitstarif verträgen 2007/2008  
(brutto pro Stunde und relativ zum Median 2006)

Quelle: Weinkopf/Vanselow 2008, 14

10 Da dem CGZP im Jahr 2009 die Tariffähigkeit abgesprochen wurde, ist der hier 
erwähnte Tarifvertrag nichtig. 11 Nach der Definition der OECD handelt es sich 
um einen Niedriglohn, wenn der Lohn zwei Drittel des Medians unterschrei-
tet. 12 Die Bundesregierung kündigte im Rahmen der letzten Reform der Arbeit-
nehmerüberlassung an, dass die Allgemeinverbindlichkeit zum Sommer dieses 
Jahres erklärt werden sollte. Dies ist bis dato nicht geschehen (vgl. hierzu http://
www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/2010/12/2010-12-15-kabinett-zeit-
arbeit-missbrauch-verhindern.html).
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re 2010 zwischen 2 und 3 Prozent (Bundesagentur für 
Arbeit 2011c, 6). Der Beschäftigtenzuwachs in der 
Zeitarbeitsbranche hatte aufgrund der Lohndiskrimi-
nierung und dem Unterlaufen anderer arbeitsrechtli-
cher Standards eine starke politische Auseinanderset-
zung zur Folge. Nach wie vor ist ein starkes Wachstum 
der Leiharbeit zu verzeichnen. Die Bemühungen der 
Bundesregierung, die Leiharbeit stärker zu regulie-
ren und fairer auszugestalten (durch die Einführung 

der «Drehtürklausel» und die Allgemeinverbindlich-
keitserklärung der Mindestlöhne) können vor diesem 
Hintergrund als dürftig bezeichnet werden. Ob sich 
angesichts des nun vor der Tür stehenden Politikwech-
sels hin zu sozialpartnerschaftlich auszuhandelnden 
allgemeinen Mindestlöhnen die Lohnsituation in der 
Leiharbeitsbranche verbessern oder gar die starke 
 Dynamik in diesem Sektor abschwächen wird,13 bleibt 
abzuwarten.

13 So fragte zum Beispiel die ehemalige stellvertretende Vorsitzende des DGB 
 Ursula Engelen-Kefer: «Goldene Zeiten für boomende Leiharbeitsbranche vorbei?», 
unter: http://www.vorwaerts.de/artikel/ae-goldene-ae-zeiten-fuer-boomende-leih-
arbeitsbranche-vorbei.
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4 GERInGfüGIGE bESchäftIGUnG –  
hIStoRISch-REchtlIchE EntwIcklUnG

Neben der Liberalisierung der Leiharbeit haben vor al-
lem die mit dem zweiten Gesetz für moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt (Hartz II) eingeführten 
Instrumente zu einer Neuorganisation und im Endef-
fekt zu einer Ausweitung von geringfügigen Beschäfti-
gungsverhältnissen geführt. 

4.1 REchtlIchE nEUjUStIERUnG  
dER GERInGfüGIGEn bESchäftIGUnG 
Durch die am 1. April 2003 in Kraft getretenen Neure-
gelungen gelten geringfügige Beschäftigungsverhält-
nisse als solche, in denen das monatliche Arbeitsein-
kommen den Betrag von 400 Euro nicht übersteigt14 
beziehungsweise die jährliche Beschäftigungsdau-
er insgesamt unter 50 Arbeitstagen bleibt (Minijobs). 
Geringfügige Beschäftigung kann zudem als alleinige 
Erwerbstätigkeit wie auch im Rahmen einer Nebener-
werbstätigkeit ausgeübt werden (vgl. Bundesagentur 
für Arbeit 2010, 43; Bäcker u. a. 2008, 440; Oschmians-
ky 2010a). Für die Beschäftigten sind Minijobs vollstän-
dig steuer- und abgabenfrei, während die Arbeitgeber 
eine Pauschale von 30 Prozent des Verdienstes abfüh-
ren müssen (15 Prozent an die Rentenversicherung, 13 
Prozent an die Krankenversicherung, 2 Prozent Lohn-
steuer).15 Seit 2006 existiert zudem wieder der sozial-
rechtliche Tatbestand der sozialversicherungsfreien, 
geringfügigen Nebenbeschäftigung. Für geringfü-
gig Beschäftigte entsteht hieraus allerdings kein An-
spruch auf Leistungen aus der gesetzlichen Kranken-
versicherung, sondern nur ein reduzierter Anspruch 
auf Leistungen aus der Rentenversicherung.16 Beste-
hen mehrere geringfügige Beschäftigungsverhältnisse 
nebeneinander, werden die Gehälter addiert und un-
terliegen dann gegebenenfalls bei Überschreitung der 
400-Euro-Grenze der Sozialversicherungspflicht (bis 
800 Euro gemäß der Gleitzone, innerhalb derer sich die 
Beitragssätze entsprechend des Gehalts erhöhen; vgl. 
Bäcker u. a. 2008, 124). Seit einer weiteren Reform, die 
Anfang 2009 in Kraft trat, haben MinijobberInnen zu-
dem Anspruch auf Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 
Außerdem stehen ihnen ein anteilig zu gewährender 
gesetzlicher Mindesturlaub von 24 Arbeitstagen sowie 
eine Gleichbehandlung bei Sondergratifikationen wie 
Urlaubs- oder Weihnachtsgeld zu.

4.2 QUantItatIvE EntwIcklUnG  
dER GERInGfüGIGEn bESchäftIGUnG
Im Jahr 2006 lag der Niedriglohnanteil aller Beschäftig-
ten in Gesamtdeutschland laut Sozio-oekonomischem 
Panel (SOEP) bei 22,2 Prozent. Absolut entsprach dies 
etwa 5,44 Millionen Personen in West- und 1,03 Millio-
nen Personen in Ostdeutschland. Insgesamt waren in 
Deutschland im Jahr 2006 6,47 Millionen Menschen 
im Niedriglohnsektor beschäftigt (vgl. Kalina/Weinkopf 
2008). Für das Jahr 2009 weist der aktuelle Datenre-

port den Anteil atypischer Beschäftigungsverhältnis-
se mit 25 Prozent aus, sodass von einem kontinuierli-
chen, relativen Zuwachs dieser Beschäftigungsformen 
auszugehen ist. Als geringfügig beschäftigt im Sinne 
des Sozialrechts galten demnach im Jahr 2009 2,6 
Millionen Menschen (Statistisches Bundesamt/Wis-
senschaftszentrum Berlin 2011, 100). Den größten 
Zuwachs im Niedriglohnbereich verzeichnen die soge-
nannten Minijobs sowie die Teilzeitarbeit (vgl. Kalina/
Weinkopf 2008). Ihr Umfang hat seit Mitte der 1990er 
Jahre um mehr als 160 Prozent zugenommen (vgl. 
Abb. 5).

Wie an Abbildung 3 zu erkennen ist, hat die Neuor-
ganisation der geringfügigen Beschäftigung zu einem 
starken Anstieg ab dem Jahr 2003 geführt. Von 2003 
bis 2006 stieg die Zahl der ausschließlich geringfügig 
Beschäftigten von 4,37 auf 4,85 Millionen, was einem 
Anstieg um 10,8 Prozent entspricht. Allerdings war 
hier bereits ab 1999 ein starker Anstieg zu verzeichnen. 
Im Arbeitsmarktbericht der Bundesagentur für Arbeit 
ist für das Jahr 2010 ein Bestand von 4,91 Millionen 
ausschließlich geringfügig Beschäftigter ausgewiesen. 

Abb. 3: Entwicklung der geringfügigen  
Beschäftigung 1999–2010 (in Tsd.)

Quelle: eigene Darstellung auf Basis der Daten des Jahresarbeits-
marktberichts der Bundesagentur für Arbeit 2010

Dem SOEP zufolge waren die Niedriglohnanteile im 
Jahr 2006 besonders hoch unter gering Qualifizier-
ten (45,6 %), Frauen (30,5 %), Jüngeren (56,3 %) und 
AusländerInnen (38,9 %) (Kalina/Weinkopf 2008, 6). 
Gleichzeitig hat sich die Zahl von Un- und Angelernten 

14 Durch das erklärte Ziel, über eine Flexibilisierung in diesem Arbeitsmarktbereich 
neue Jobs entstehen zu lassen, wurde die vorherige Geringfügigkeitsgrenze von 
325 auf 400 Euro angehoben, die vorherige Begrenzung auf weniger als 15 Wo-
chenstunden abgeschafft, die Abgabenpflicht neu geregelt und wurden sogenann-
te Midijobs mit reduzierten Sozialversicherungsbeiträgen eingeführt (vgl. Oschmi-
ansky 2010a). 15 Für Privathaushalte gilt ein reduzierter Abgabesatz von 12 
Prozent (Bäcker u. a. 2008, 440). 16 Die ArbeitnehmerInnen haben die Möglichkeit, 
einen Aufstockungsbeitrag zu entrichten und somit den vollen Anspruch der Leis-
tungen zu erwerben.
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Abb. 5: Niedriglohnbeschäftigung nach  
Beschäftigungsformen 1995–2006 (in Prozent) 

Niedriglohnanteil  
in Kategorie 

Änderung  
Niedriglohn

beschäftigung 

Änderung  
Gesamt

beschäftigung 

1995 2006 1995–2006 1995–2006

Vollzeit 11,0 14,3 +12,6 % -13,5 %

Teilzeit 22,2 23,4 +24,5 % +18,0 %

Minijobs 86,0 91,7 +181,2 % +163,8 %

Gesamt 15,0 22,2 +43,3 % -3,1 %

Quelle: Kalina/Weinkopf 2008, 6

Der Gesamtumfang der geringfügigen Beschäftigung 
übersteigt allerdings die Zahl der ausschließlich ge-
ringfügig Beschäftigten. Im Jahr 2005 waren rund 1,8 
Millionen Personen im Nebenerwerb geringfügig be-
schäftigt. Dieses Phänomen hat sich in den letzten Jah-
ren enorm ausgeweitet: Für Juli 2011 weist die Bun-
desagentur für Arbeit 4,93 Millionen ausschließlich 
geringfügig Beschäftigte sowie 2,53 Millionen gering-
fügig Beschäftigte im Nebenerwerb aus (8,9 Prozent 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten). Dies 
entspricht einem Anstieg um 7 Prozent gegenüber 
dem Vorjahreswert (Bundesagentur für Arbeit 2011b, 
8). Mit anderen Worten: Es übt eine zunehmende An-
zahl von Menschen eine geringfügige Beschäftigung 
im Nebenerwerb aus.

GerInGfüGIGe beschäftIGunG – hIstorIsch-rechtlIche entwIcklunG

Abb. 4: Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen und  
der geringfügigen Beschäftigung 2000–2005 (in Mio.)

Quelle: http://www.sozialpolitik-aktuell.de/datensammlung/4/ab/abbIV92.pdf

unter den NiedriglohnbezieherInnen seit den 1990er 
Jahren stetig verringert; zwei Drittel haben eine Berufs-
ausbildung und stellen mit rund 66 Prozent die quali-
fizierte Mehrheit im Niedriglohnbereich. Die Wahr-
scheinlichkeit, zur einkommensarmen Bevölkerung 
zu zählen, hat sich für Arbeitskräfte in Niedriglohnjobs 
von 13 Prozent im Jahr 1993 auf etwa 20 Prozent im 
Jahr 2002 erhöht, während für Vollzeitbeschäftigte in 
den mittleren Lohngruppen das Armutsrisiko 4 Prozent 
betrug. Das Armutsrisiko ist besonders hoch, wenn der 
Niedriglohnjob die einzige Erwerbsquelle und keine er-
gänzende Einkommensquelle darstellt – wie es für die 
Hälfte aller im Niedriglohnsektor Beschäftigten zutrifft. 
Etwa 500 000 bis 700 000 ArbeitnehmerInnen bezie-
hen aktuellen Arbeitsmarktdaten zufolge zusätzlich zu 
ihrem Lohn Hartz-IV-Leistungen (ebd.). Es gilt folglich: 
Wer einmal in die Niedriglohnmühle hineingeraten ist, 
kommt nur noch in Ausnahmefällen aus ihr heraus.

Abbildung 4 und 5 beschreiben das Verhältnis der 
Entwicklung von geringfügiger Beschäftigung insge-
samt (also im Neben- wie im Haupterwerb) und sozi-
alversicherungspflichtiger Beschäftigung zwischen 
2000 und 2005. Während seit 1995 die Vollzeitarbeit 
um gut 18 Prozent abgenommen hat, haben sich Nie-
driglohnjobs explosionsartig ausgebreitet. Seit Mitte 
der 1990er Jahre hat die Niedriglohnbeschäftigung um 
160 Prozent zugenommen. Es hat also eine Umwand-
lung von sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung 
in geringfügige Beschäftigung durch die «Zerlegung» 
in kleinteilige Beschäftigungsformen stattgefunden.
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Inwieweit diese Entwicklung eindeutig auf die poli-
tisch-rechtliche Neuorganisation unter der rot-grünen 
Bundesregierung zurückgeht, ist nicht zweifelsfrei fest-
zustellen, da bereits vor der Implementierung der Hartz-
Reformen eine Zunahme geringfügiger Beschäftigung 
stattgefunden hat. So weisen Ortmann u. a. (1996, 10 f.) 
bereits Mitte der 1990er Jahre anhand einer Analyse 
des SOEP, des Betriebspanels des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung (IAB), des Mikrozensus 
sowie des Instituts für Sozialforschung und Gesell-
schaftspolitik (ISG) eine starke Zunahme der geringfü-
gigen Beschäftigung nach. Die Daten des SOEP gehen 

für das Jahr 1994 bereits von einem Bestand von 6,2 
Millionen geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse 
aus, wobei mit 3,9 Millionen ein hoher Anteil von Ange-
stellten in Privathaushalten geschätzt wurde. Abzüglich 
der in Privathaushalten Angestellten geht das IAB-Be-
triebspanel von 3,4 Millionen geringfügig Beschäftigter 
im Jahr 1995 aus. Insgesamt aber besteht in der wis-
senschaftlichen Diskussion Konsens darüber, dass die 
politisch-rechtliche Neuorganisation zu einer verstärk-
ten Ausdehnung der geringfügigen Beschäftigung ge-
führt hat (vgl. Bäcker u. a. 2008, 440 ff.; Oschmiansky 
2010a; Bundesagentur für Arbeit 2011c, 6). 
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5 lEIhaRbEIt Und MInIjobS alS bESchäftIGUnGSfoRM 
füR fRaUEn – EIn vERGlEIch

Vergleicht man beide Beschäftigungsformen, dann 
ist unverkennbar, dass die sogenannten Minijobs ei-
ne Beschäftigungsform mit höherer Relevanz für Frau-
en darstellen. Denn nicht nur liegt die absolute An-
zahl geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse etwa 
dreimal höher als die Anzahl von LeiharbeiterInnen 
(siehe oben), auch relativ sind Minijobs gegenüber 
der Leiharbeit die dominante Beschäftigungsform 
von Frauen. 66 Prozent aller geringfügigen Beschäf-
tigungsverhältnisse werden von Frauen ausgefüllt. 
Demgegenüber waren laut Bundesagentur für Arbeit 
im Jahre 2010 etwa 28 Prozent aller Leiharbeitneh-
merInnen in Deutschland Frauen – immerhin fast ein 
Drittel. Insofern lässt sich durchaus davon sprechen, 
dass die Leiharbeitsbranche auf dem Weg zu einer «ge-
mischtgeschlechtlichten» Branche ist. Frauen sind in 
der Leiharbeitsbranche längst keine Randerscheinung 
mehr, sondern machen einen wachsenden Anteil der 
dort Beschäftigten aus. Die nachfolgenden Ausfüh-
rungen zur geschlechtsspezifischen Entwicklung von 
Leiharbeitsverhältnissen werden daher zeigen, dass 
der zu beobachtende Zuwachs von Frauen in solchen 
Arbeitsverhältnissen ein bedeutsamer Trend ist und 
mehr wissenschaftlicher sowie politischer Aufmerk-
samkeit bedarf. 
Die Frage, die sich in diesem Zusammenhang stellt, 
lautet, 
–  ob dieser Trend aus einer Zunahme von Leiharbeits-

verhältnissen in bestimmten, weiblich segregierten 
Branchen resultiert und somit auf Strukturverände-
rungen des Dienstleistungsbereiches beziehungs-
weise in der horizontalen Differenzierung des Ar-
beitsmarktes verweist oder 

–  ob er auf einen steigenden Frauenanteil in männ-
lich dominierten Branchen zurückgeht, was insofern 
auch einen relativen Bedeutungszuwachs von Frau-
en in Leiharbeitsverhältnissen widerspiegeln würde.

Anknüpfend an den Gleichstellungsbericht der Bundes-
regierung ist also zu fragen, ob es sich bei der Zunahme 
von Leiharbeitsverhältnissen von Frauen um eine wei-
tere Ausdifferenzierung von Teilzeitarbeit als Platzhal-
ter für atypische Beschäftigungsformen handelt (vgl. 
Statistisches Bundesamt/Wissenschaftszentrum Berlin 
2011, 100) und somit um eine neuartige Fragmentie-
rung weiblich dominierter Arbeitsverhältnisse und/oder 
ob der steigende Anteil von Frauen in der Leiharbeits-
branche auf neue geschlechtsspezifische Muster am 
Arbeitsmarkt verweist, wobei Frauen im klassischen 
Sinne als «Reservearmee» des Arbeitsmarktes heran-
gezogen werden, um prekäre Tätigkeiten zu verrich-
ten. Doch bevor auf das Phänomen eines steigenden 
Frauenanteils in der Leiharbeitsbranche eingegangen 
wird, folgen zunächst einige Ausführungen zu den so-
genannten Minijobs, als die gewissermaßen typische 
weibliche Beschäftigungsform schlechthin. 

5.1 MInIjobS
Bei atypischen Beschäftigungsformen sind starke 
Unterschiede hinsichtlich der Geschlechter auszu-
machen. Frauen sind besonders häufig in Teilzeit und 
befristeten Anstellungen tätig und sind besonders häu-
fig geringfügig beschäftigt (Bundesagentur für Arbeit 
2011a, 3, 6 ff.). Dies ist auch daran abzulesen, dass trotz 
der allgemein positiven Entwicklung der Frauener-
werbstätigkeit das gesamtgesellschaftliche, von Frau-
en geleistete Arbeitsvolumen nicht gestiegen ist (vgl. 
Kapitel 2).17 Neben einer segregierten Beschäftigungs-
struktur gibt es auch eine – in Teilen damit zusammen-
hängende – starke geschlechtsspezifische Prägung 
der Lohnstruktur. Im Jahr 2007 arbeiteten 29,3 Pro-
zent aller erwerbstätigen Frauen für einen Niedriglohn 
(Männer: 13,8 %). Ungefähr zwei Drittel aller Beschäf-
tigten im Niedriglohnsektor sind in Deutschland Frau-
en (Bundesregierung 2011, 141). 

Wie bereits gezeigt, haben hierzulande vor allem 
die Hartz-Gesetze zu einem im europäischen Ver-
gleich besonders starken Anstieg der Niedriglohnbe-
schäftigung geführt. Frauen sind hiervon – zusätzlich 
zu den strukturellen Arbeitsmarktproblemen wie ho-
he Erwerbslosigkeit oder abnehmende Tarifbindung – 
besonders stark betroffen. Verschärfend wirkten sich 
in diesem Zusammenhang die beschriebene mög-
liche Abweichung vom Equal-Pay-Prinzip (Diskrimi-
nierungsverbot) durch die optionale Anwendung von 
Tarifvertrags regelung in der Leiharbeit, die Ausweitung 
der Einkommensgrenzen von geringfügiger Beschäf-
tigung und die Zulassung von Minijobs als Nebentä-
tigkeiten aus. Typische Niedriglohnbranchen wie der 
Einzelhandel, die Gastronomie und andere Beschäf-
tigungsfelder, in denen «einfache» Dienstleistungen 
vorherrschen, sind eindeutig Frauendomänen (vgl. 
hierzu z. B. Heil/Manske 2007). Teilzeitbeschäftigung 
wiederum wirkt sich besonders negativ auf die Entloh-
nung aus, wovon vor allem Frauen betroffen sind. Mi-
nijobs spielen hier eine herausragende Rolle, da sich 
deren Anteil an allen Beschäftigungsverhältnissen im 
Niedriglohnbereich zwischen 1995 und 2007 nahezu 
verdoppelt hat. Der Gleichstellungsbericht (Bundesre-
gierung 2011, 141) spricht von 86,3 Prozent Niedrig-
lohnbeschäftigungen bei den Minijobs. Angesicht der 
geschlechtsspezifischen Segregation dieses Teilar-
beitsmarktes trifft dies vor allem Frauen, wie an Abbil-
dung 6 abzulesen ist.

17 Messung der Entwicklung der Frauenerwerbstätigkeit in Vollzeitäquivalenten.
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wird hier zu Lasten einer längerfristigen Qualifikation 
oftmals Vorrang gegeben. Hierbei wirken offenbar ge-
schlechterstereotype Rollenzuschreibungen, die in der 
institutionellen Vermittlungspraxis der Bundesagentur 
für Arbeit reproduziert werden. So werde Frauen mit-
tels der institutionellen Vermittlungspraxis die maß-
gebliche Erziehungsverantwortung zugewiesen und 
ihnen folglich eine (vermeintliche) soziale «Passfähig-
keit» für geringfügige oder prekäre Beschäftigungsan-
gebote qua Sorgeverantwortung attestiert. Das Vor-
gehen bei der Arbeitsmarktintegration von Männern 
berücksichtige Sorgeverantwortung hingegen kaum, 
was zu einer stärkeren Orientierung an einer Vermitt-
lung in qualifizierten Vollzeiterwerb durch die Jobcen-
ter führe (Bundesregierung 2011, 73 u. 145 f.).

«So werden die gleichstellungspolitischen Vorga-
ben für die Beteiligung von Frauen an den Förderinst-
rumenten nicht erreicht, Frauen sind vor allem bei den 
besonders erfolgreichen arbeitsmarktpolitischen Inst-
rumenten unterrepräsentiert, Alleinerziehende werden 
unzureichend gefördert, Frauen haben aufgrund der 
Anrechnung des Partnereinkommens oft keinen Leis-
tungsanspruch und werden immer häufiger in Arbeits-
verhältnisse minderer Qualität und mit Niedriglöhnen 
verwiesen» (ebd., 146).

Die Gründe hierfür werden vor allem in der Praxis 
der stellenorientierten Vermittlung in den Jobcentern 
ausgemacht (im Folgenden Institut Arbeit und Quali-
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Abb. 6: Minijobs nach Geschlecht
 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2011a, 6

Bei den ausschließlich geringfügig Beschäftigten liegt 
der Anteil von Frauen bei zwei Dritteln. Eine zusätzliche 
geschlechterpolitische Brisanz erhält dieses Verhältnis, 
weil geringfügige Beschäftigung häufig über lange Er-
werbsphasen hinweg die einzige Einkommensquelle 
von Frauen ist, was sich entsprechend auf das Lohn- 
und Renteneinkommen auswirkt (ebd., 112). Die Grün-
de hierfür werden unter anderem in unterschiedlichen 
gesellschaftlichen und rechtlichen Verhaltenserwar-
tungen gesehen, die durch die neu arrangierte Vermitt-
lungspraxis im Rahmen der Arbeitsmarktflexibilisie-
rung (durch die Hartz-Gesetze und das Leitbild des 
«Fördern und Fordern») und die Abgabenprivilegierung 
der geringfügigen Beschäftigung noch gestärkt wer-
den. Das institutionell geförderte Lebensmodell der 
Zuverdienerehe forciert diesen Effekt zusätzlich (ebd., 
72). Der Übergang von geringfügiger in eine sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigung gelingt zudem nur 
schwer (ebd.). Die Evaluation des Sozialgesetzbuches 
II (SGB II) aus gleichstellungspolitischer Sicht (Institut 
Arbeit und Qualifizierung u. a. 2009, 198 ff.) weist ge-
schlechtsspezifische Differenzen hinsichtlich der Inte-
grationswahrscheinlichkeit und der Art der Integrati-
onsmaßnahmen beziehungsweise Vermittlungspraxis 
in den Grundsicherungsstellen der Jobcenter nach. 
Dies trifft oftmals Alleinerziehende und/oder Berufs-
rückkehrerinnen nach längerer Unterbrechung der Er-
werbstätigkeit. Einer kurzfristigen Vermittlung in Arbeit 
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fizierung u. a. 2009, 199 ff.).18 Da diese Stellen zumeist 
sehr kurzfristig besetzt werden, sehen sich besonders 
Frauen mit Sorgeverantwortung der Schwierigkeit ge-
genüber, in sehr kurzer Zeit ein neues «Betreuungsar-
rangement» aufbauen zu müssen. Zudem ist oftmals 
eine geschlechtsspezifische Nachfrage der Arbeitge-
ber zu beobachten, die zumeist zuungunsten von Müt-
tern mit betreuungsbedürftigen Kindern verläuft. Ei-
ner vergleichbar traditionellen Geschlechterordnung 
unterliegt laut Gleichstellungsbericht auch die bewer-
berorientierte Vermittlung in den Jobcentern. Diese 
konzentriere sich oftmals auf als «integrationsfähig» 
eingestufte KlientInnen. Zwar sei der Anteil an Frauen 
hier höher als der der Männer. Jedoch würden allein-
erziehende Mütter aus der Vermittlung oftmals heraus-
fallen, da für die Einstufung als «integrationsfähig» die 
Disposition für mindestens eine flexible Teilzeitstelle 
gegeben sein muss. Diese Geschlechterstereotypisie-
rung münde in eine «Kundensegmentierung auf Grund-
lage des Kriteriums der zeitlichen Verfügbarkeit» (ebd., 
200). Eine weitere Variable stellt zudem die hohe Be-
deutung der Mobilität für eine bewerberorientierte Ver-
mittlung dar, die vor allem Frauen mit Sorgeverantwor-
tung sowie, aufgrund oftmals fehlender Fahrerlaubnis, 
Migrantinnen trifft. Für diese würden aus diesem Grund 
häufiger ortsnahe Stellen angeboten, auch wenn die 
Arbeitsverhältnisse von «geringerer Qualität» seien. Ei-
ne geringere Mobilität oder – genauer gesagt – ein nicht 
vorhandener Führerschein wird für Migrantinnen somit 
zum Integrationshemmnis auf dem Arbeitsmarkt. 

Es zeigt sich, so lässt sich zusammenfassen, dass die 
politisch forcierte Ausweitung geringfügiger Beschäf-
tigung vor allem Frauen betrifft. Verschärft wird diese 
Situation dadurch, dass der Großteil der geringfügigen 
Beschäftigungsverhältnisse niedrig entlohnt wird. Der 
allerorten betonte Anstieg von Frauenerwerbstätigkeit 
verschleiert daher den Charakter der Arbeit: Es ist zeit-
gleich nicht zu einer Ausweitung des von Frauen ge-
leisteten Arbeitsvolumens gekommen. Das bedeutet 
im Umkehrschluss, dass vor allem prekäre und gering-
fügige Beschäftigung zugenommen hat und dass die 
Ausweitung der Frauenerwerbstätigenquote mit einer 
fortschreitenden Prekarisierung weiblicher Arbeits- 
und Lebensverhältnisse einhergeht. Ein Faktor für den 
hohen Frauenanteil an geringfügiger Beschäftigung 
scheint auch die geschlechtsspezifische Vermittlungs-
praxis der Jobcenter zu sein. Aufgrund traditionell aus-
gerichteter sozialer Konstruktionsprozesse werden 
Frauen offenbar institutionell in geringfügige Beschäf-
tigung eingepasst. Dies trifft vor allem weniger mobile 
Frauen und solche mit Sorgeverantwortung. 

5.2 lEIhaRbEIt
Die spezifische Situation von Frauen in der Leiharbeits-
branche ist bisher wissenschaftlich kaum untersucht. 
Weder der Leiharbeitsbericht der Bundesregierung 
(2010) noch der Forschungsbericht des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2009) oder der 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung (2011) 

gehen gesondert auf die soziale Lage dieser wachsen-
den Arbeitsmarktgruppe ein. Im Gleichstellungsbe-
richt etwa finden sich drei eher kursorische «Hits» zum 
Thema. Zum Ersten wird auf Leiharbeit im Zusammen-
hang mit und vorwiegend als Problem von Migrantin-
nen hingewiesen (Bundesregierung 2011, 74). Zum 
Zweiten wird Leiharbeit geschlechtsunspezifisch und 
allgemein als Ursache für die Ausweitung des Niedrig-
lohnsektors genannt (ebd., 141). Zum Dritten wird da-
rauf aufmerksam gemacht, dass Leiharbeit auch unter 
Frauen an den «flexiblen Rändern» von Unternehmen 
zunehme, ohne dass dieses Phänomen genauer be-
schrieben würde (ebd., 149).

Im Folgenden wird dargelegt, inwiefern sich Zahl 
und Anteil von LeiharbeitnehmerInnen in den letzten 
Jahren verändert haben beziehungsweise ob und wie 
sich die Nachfrage nach Leiharbeit in den verschiede-
nen Branchen entwickelt hat. Gezeigt wird, wie sich 
die Nutzung der Leiharbeit in den verschiedene Bran-
chen gestaltet und welche Veränderungsdynamiken 
hier wirksam sind. Obwohl Frauen in der Leiharbeits-
branche mit knapp 29 Prozent aller Beschäftigten wei-
terhin unterrepräsentiert sind, ist hier eine starke Dyna-
mik auszumachen. Wie Abbildung 7 zeigt, hat mit der 
allgemeinen Ausweitung der Leiharbeit auch die Zahl 
der in diesem Sektor tätigen Frauen in den letzten Jah-
ren erheblich zugenommen.

Abb. 7: Entwicklung der Leiharbeit unter Frauen 
1994–2010 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2010 (Statistik zur Arbeitnehmer-
überlassung, Dezember 2010, jeweils Januarwerte) sowie eigene 
 Darstellung

Die absolute Zahl der Leiharbeitnehmerinnen stieg von 
rund 20 000 im Jahr 1994 auf knapp 76 000 im Jahr 
2001 an. Nach einem kurzen Rückgang in 2002 und 

18 Bei der stellenorientierten Vermittlung wird für eine ausgeschriebene Stelle ein 
passender Kandidat gesucht und vermittelt. Dies wird vor allem vom zuständigen 
«Arbeitgeberservice» in den Jobcentern, zum Teil in Kooperation mit den Agentu-
ren für Arbeit und den Jobcentern, geleistet. Die bewerberorientierte Vermittlung 
hingegen sucht auf Basis der Qualifikation des/der Arbeitssuchenden eine passen-
de Beschäftigung (vgl. Oschmiansky 2010b).
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2003 schnellte sie ab dem Jahr 2004 erneut in die Hö-
he: von knapp 80 000 in 2004 auf über 190 000 in 2008. 
Für Dezember 2010 weist die Bundesagentur für Ar-
beit 233 657 Leiharbeitnehmerinnen aus. Hier haben 

folglich analog der obigen Ausführungen vergleichba-
re Dynamiken stattgefunden. Allerdings hat sich nicht 
nur die absolute Anzahl, sondern auch der relative An-
teil verändert, wie an Abbildung 8 abzulesen ist.

Abb. 8: Entwicklung des Frauenbeschäftigungsanteils in der Leiharbeitsbranche

Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung 2008, unter: http://www.bpb.de/wissen/5ZCX6D,0,Zeitarbeit.html

Zwischen 1994 und 2002 stieg der Anteil der Leiharbei-
terinnen von 18,2 auf 21,1 Prozent. Nach Verabschie-
dung der Hartz-Gesetze wuchs ihr Anteil stetig weiter. 
2007 lag er bei 25,8 Prozent, Ende 2008 bei 28,4 Pro-
zent (im Dezember 2010 bei 28 Prozent). Innerhalb von 
zehn Jahren ist somit ein relativer Anstieg der Frauen-
beschäftigung in der Leiharbeitsbranche um etwa 5 
Prozent zu verzeichnen. Im Zuge der Wirtschaftskrise 
stieg der Anteil der Frauen aufgrund des Abbaus von 
(Leih-)Arbeitsplätzen im produzierenden Gewerbe 
kurzzeitig auf 30 Prozent (Bundesregierung 2010, 22; 
Bundesagentur für Arbeit 2011c, 9 u. 14). 

Die Gründe für den nach wie vor geringeren Be-
schäftigungsanteil von Frauen in der Leiharbeitsbran-
che werden in der Struktur der Einsatzfelder der Zeit-
arbeit gesehen. Denn Leiharbeit findet maßgeblich im 
gewerblichen Bereich statt, wo in besonderem Maße 
gering qualifizierte, aber körperlich stark belastende 
Tätigkeiten verrichtet werden. Leiharbeiterinnen sind 
hingegen hauptsächlich in den Bereichen Verwaltung, 

Organisation und Dienstleistungen tätig. Der Leihar-
beitsbericht der Bundesregierung führt den weiterhin 
vergleichsweise geringen Anteil von Frauen in der Zeit-
arbeitsbranche darauf zurück, dass Frauen typischer-
weise einer Teilzeitbeschäftigung nachgehen (vgl. 
Kapitel 2). Denn Teilzeitarbeit werde in der Leiharbeits-
branche wenig nachgefragt beziehungsweise seltener 
angeboten (Bundesregierung 2010, 22 u. 30 f.; Bäcker 
u. a. 2008, 446). Es wird in dem Bericht jedoch keine 
Antwort auf die Frage gegeben, welche Faktoren den 
konstatierten steigenden Frauenanteil im Leiharbeits-
sektor begünstigen. Demgegenüber ist an dieser Stel-
le als genereller Trend festzuhalten, dass die Beschäf-
tigung von Frauen als Zeitarbeiterinnen insgesamt an 
Bedeutung gewonnen hat. Die Kurve zeigt seit Mitte 
der 1990er Jahre nach oben. Und dieser Trend hat sich 
seit der Liberalisierung der Rechtslage verstärkt. Abbil-
dung 9 dokumentiert die aktuelle Verteilung von Leih-
arbeitsverhältnissen auf die verschiedenen Branchen, 
differenziert nach Geschlecht.
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Abb. 9: LeiharbeitnehmerInnen nach Beruf und Geschlecht

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2011c, 15

Die Grafik zeigt, dass mit 54 Prozent über die Hälfte der 
Leiharbeitnehmerinnen in der Dienstleistungsbran-
che tätig ist (sie arbeiten als Warenkauffrauen, in Or-
ganisations-, Verwaltungs-, Büro- und Gesundheits-
berufen sowie in anderen Dienstleistungsbereichen). 
21 Prozent aller Leiharbeiterinnen gehen einer Orga-
nisations-, Verwaltungs- oder Bürotätigkeit nach (Bun-
desagentur für Arbeit 2011a, 14). Ein weiteres Drittel 
ist als «Hilfsarbeiterinnen» beschäftigt. Dieser Befund 
untermauert eine Diagnose des Gleichstellungsbe-
richts, wonach der steigende Erwerbsanteil von Frauen 
nicht zuletzt mit ihrer Beschäftigung als «Hilfsarbeite-
rinnen» erklärt werden kann. Inwieweit es sich dabei 
um «Hilfsarbeiterinnen» ohne Berufsausbildung han-
delt, wäre empirisch zu klären. Dies erscheint vor dem 
Hintergrund eines steigenden Anteils von Niedriglohn-
beschäftigten mit anerkannter Berufsausbildung um-
so dringlicher (vgl. Kalina/Weinkopf 2008). Zu eruieren 
wäre daher, wie hoch der Anteil von Leiharbeiterinnen 
mit abgeschlossener Berufsausbildung in Hilfstätig-
keiten ohne nähere Angaben ist. Vor dem Hintergrund 
des jüngst erschienenen Datenreports gibt es ebenso 
zu denken, dass 21 Prozent aller Leiharbeiterinnen in 
den Bereichen Organisation, Verwaltung oder Büro be-

schäftigt sind. Denn die Sozialberichterstattung weist 
just nach, dass die Berufsgruppen der Bürofachkräfte 
sowie der kaufmännischen Angestellten sich die Spit-
zenplätze auf der Rangliste der wichtigsten Berufstä-
tigkeiten von Frauen erobert haben (Statistisches Bun-
desamt/Wissenschaftszentrum Berlin 2011, 103).

Insgesamt hat es hinsichtlich der Bedeutung von 
Tätigkeitsfeldern in der Zeitarbeitsbranche in den letz-
ten Jahren allerdings deutliche Verschiebungen gege-
ben. So muss der gestiegene Frauenanteil in der Leih-
arbeitsbranche darauf zurückgeführt werden, dass die 
Dienstleistungsberufe sowohl gegenüber den Metall- 
und Elektroberufen als auch gegenüber den Hilfstä-
tigkeiten ohne nähere Tätigkeitsangabe stetig an Be-
deutung gewonnen haben (vgl. Abb. 9). Aufgrund des 
hohen Anteils von ArbeitnehmerInnen in der Dienst-
leistungsbranche hat dementsprechend auch der Ge-
samtanteil an den LeiharbeiterInnen zugenommen. 
Mit 28,2 Prozent Frauenanteil beim Hilfspersonal oh-
ne nähere Tätigkeitsangabe lag dieser Ende Dezem-
ber 2008 auf gleicher Höhe mit dem Gesamtanteil von 
Frauen an allen LeiharbeitnehmerInnen und war zu-
dem seit Dezember 2004 um 1,5 Prozent leicht gestie-
gen (Bundesregierung 2010, 23). 



24

leIharbeIt und mInIjobs als beschäftIGunGsform für frauen – eIn verGleIch

Abb. 10: Beschäftigte im Leiharbeitssektor nach Berufsgruppen

Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2011c, 14

Der rückläufige Anteil der Beschäftigung in männer-
dominierten Metall- und Elektroberufen und der Be-
deutungsgewinn der Dienstleistungsberufe sprechen 
insofern für die allgemeine These einer zunehmenden 
Feminisierung von Leiharbeit und zuvorderst dafür, dass 
der Dienstleistungsbereich einem Trend zur Leiharbeit 
unterliegt. Um diese These zu untermauern, wäre aller-
dings eine genauere Analyse der Entwicklung der Leih-
arbeit in den Dienstleistungssektoren notwendig, in de-
nen der Frauenanteil an den Beschäftigten besonders 
ausgeprägt ist. Dies ist bei den Gesundheitsdienstberu-
fen mit einem Anteil von 78,6 Prozent, den Organisa-
tions-, Verwaltungs- und Büroberufen mit einem Anteil 
von 65,6 Prozent und im Bereich des Warenhandels mit 
einem Anteil von 61,8 Prozent der Fall (ebd., 23).

«Der Anstieg des Frauenanteils an den Zeitarbeits-
kräften ist damit zum einen auf den Bedeutungsge-
winn der Dienstleistungsberufe und zum anderen 
auf den Umstand, dass in diesen Berufen mittlerwei-
le mehr Frauen als Männer als Zeitarbeitskräfte einge-
setzt werden, zurückzuführen. Eine weitere Erklärung 
für den Anstieg des Frauenanteils in der Zeitarbeit ist, 
dass Frauen vermehrt auch als Hilfspersonal ohne nä-
here Tätigkeitsangabe eingesetzt worden sind» (ebd.).

Die Frage, inwieweit die unterschiedlichen Lohn-
strukturen bei Leiharbeitnehmerinnen und Leihar-
beitnehmern auf die unterschiedliche geschlechts-

spezifische Verteilung auf die einzelnen Branchen 
zurückzuführen sind, ist auf Basis der vorliegenden Da-
tenlage nicht zu beantworten. Nach dem Index «Gute 
Arbeit» des DGB erzielen 60 Prozent der männlichen 
und 95 Prozent der weiblichen vollzeitbeschäftigten 
Leiharbeitskräfte ein monatliches Bruttoeinkommen 
von weniger als 1 500 Euro (Weinkopf/Vanselow 2008, 
15). Frauenleiharbeit scheint demnach im Vergleich zu 
der von Männern geleisteten Leiharbeit hinsichtlich 
der Entlohnung einem zusätzlichen Prekaritätsdruck 
zu unterliegen. Um zu klären, inwieweit diese Tendenz 
mit einem gender pay gap in der Leiharbeit zusammen-
hängt, bedarf es weiterer Forschung. Weiterer wis-
senschaftlicher Auseinandersetzung mit dieser Prob-
lematik bedarf es auch im Hinblick auf eine genauere 
Bestimmung der geschlechtsspezifischen Struktur-
merkmale der Leiharbeit, zum Beispiel der Entlohnung, 
der Spezifika einzelner Branchen sowie der jeweiligen 
Nutzungslogik. Eine genauere quantitative Auswer-
tung sowie qualitativ angelegte Branchenstudien zu 
frauendominierten Leiharbeitsberufen wären erste ad-
äquate Schritte.

Im Folgenden wird mit einer explorativen Studie von 
Bräutigam u. a. (2010) eine wissenschaftliche Arbeit 
vorgestellt, die die oben genannten Fragen in den Blick 
nimmt. Die AutorInnen haben erstmals die Nutzung 
der Leiharbeit in der Pflegebranche untersucht. 



25

leIharbeIt und mInIjobs als beschäftIGunGsform für frauen – eIn verGleIch

5.3 lEIhaRbEIt In dER PflEGE-
bRanchE – EIn fallbEISPIEl
Die Gesundheitsdienstberufe stellen für die Frage 
von geschlechtsspezifisch strukturierter Leiharbeit 
in zweierlei Hinsicht ein aufschlussreiches Beschäfti-
gungsfeld dar. Dies zum einen, weil hier der Frauen-
anteil, gemessen an allen Teilleiharbeitsmärkten, am 
höchsten ist. Zum anderen, weil die Ausweitung der 
Leiharbeit hier von allen Beschäftigungssektoren re-
lativ am stärksten zugenommen hat, wenn auch auf 
einem vergleichsweise niedrigen Niveau. Die Zahl der 

LeiharbeitnehmerInnen hat sich hier zwischen De-
zember 2004 und Dezember 2008 fast verfünffacht 
(von 3 556 auf 16 697; vgl. Bundesregierung 2010, Ta-
belle 15 im Anhang). Speziell die Pflegebranche stellt 
ein interessantes Untersuchungsfeld dar, da diese mit 
einem Anteil von etwa 79 Prozent einen besonders 
hohen Frauenbeschäftigungsanteil aufweist. Abbil-
dung 11 stellt die Entwicklung der Leiharbeit in den 
Gesundheitsberufen im Vergleich zu der Entwicklung 
der Leiharbeit insgesamt im Zeitraum von 1996 bis 
2009 dar.

Abb. 11: Entwicklung der Leiharbeiterbeschäftigung insgesamt und  
in Gesundheitsberufen 1996–2009, INDEX 1996 = 100

Quelle: Bräutigam u. a. 2010, 12

Bräutigam u. a. (2009 u. 2010) eruieren Gründe und 
Motive für die Nutzung von Leiharbeit und untersu-
chen die Struktur der entleihenden Betriebe. Sie fra-
gen darüber hinaus, unter welchen Umständen Leih-
arbeit in der Pflege sinnvoll sein kann. Sie weisen vor 
dem Hintergrund, dass der Gesundheitsbereich in 
Deutschland einer der größten und dynamischsten 
Beschäftigungssektoren ist, darauf hin, dass von einer 
«steigenden gesellschaftlichen Nachfrage nach Ge-
sundheitsarbeit» auszugehen ist (Bräutigam u. a. 2009, 
8). Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
schätzt, dass hier bis zum Jahr 2025 eine Million neue 
Stellen entstehen werden (ebd., 9). Es wird zudem ein 

seit Jahren andauernder Wandel in der Pflegebranche 
beschrieben, der von einer starken Orientierung an Ge-
sichtspunkten betrieblicher Effizienz und von einer all-
gemeinen «Ökonomisierung des Gesundheitswesens» 
geprägt sei und sich in vielfältigen Rationalisierungs-
maßnahmen ausdrücke. Angesichts der demografi-
schen Entwicklung in Deutschland fragen die Autoren 
nach den Auswirkungen auf die Personalstrategien 
der Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen. Sie un-
tersuchen, welche Bedeutung Leiharbeit in dieser Ge-
mengelage eingenommen hat, und kommen zu dem 
Ergebnis, dass die «Krankenhäuser hinsichtlich der 
Personalbemessung Spielräume haben, die in den letz-



26

leIharbeIt und mInIjobs als beschäftIGunGsform für frauen – eIn verGleIch

ten Jahren insbesondere durch den Abbau von Plan-
stellen zur Kostenreduktion ausgiebig genutzt worden 
sind» (ebd., 6). Demnach wurden 45 800 Pflegevollzeit-
stellen zwischen 1996 und 2006 abgebaut, was zu ei-
ner 25-prozentig höheren Belastungsziffer und somit 
zu einer starken Arbeitsverdichtung geführt habe. Vor 
diesem und dem Hintergrund der steigenden Nachfra-
ge nach Pflegekräften bei gleichzeitiger Stagnation des 
Arbeitskräfteangebotes scheint, so schlussfolgern die 
Verfasser, die Zeitarbeit in der Pflegebranche an Be-
deutung zu gewinnen (ebd., 7 ff.). Die AutorInnen kon-
statieren, dass in der Pflege vor allem Fachkräfte nach-
gefragt werden und dass sich die Pflegebranche damit 
von anderen Branchen mit einem hohem Anteil von 
entliehenen ArbeitnehmerInnen unterscheide, auch 
von anderen Gesundheitsberufen (ebd., 20). In Kran-
kenhäusern sowie anderen stationären und ambulan-
ten Pflegeeinrichtungen werde Leiharbeit vor allem zur 
Kompensation von Personalausfällen, zur Personalbe-
schaffung und zur Entlastung von Arbeitgeberpflichten 
eingesetzt (ebd., 22 ff.). Aufgrund der oftmals dünnen 
Personaldecke habe Leiharbeit dort häufig eine «Feu-
erwehrfunktion» und diene zur kurzfristigen Überbrü-
ckung von Personalengpässen. Dies auch deshalb, 
weil der Personalabbau im Gesundheitsbereich dazu 
geführt habe, dass der Personalmangel immer seltener 
beispielsweise durch eine stationsinterne Versetzung 
des Personals kompensiert werden könne. 

«Zeitarbeit bietet hier die Möglichkeit, flexibel so-
wohl auf kurzfristige als auch auf längerfristige Aus-
fälle zu reagieren sowie auf längere Sicht regulär nicht 
besetzbare Stellen zu kompensieren. Hier schließt ein 
weiteres Hauptmotiv der Entleihbetriebe an: die Nut-
zung der Arbeitnehmerüberlassung als Mittel der Per-
sonalrekrutierung. Auf Zeitarbeit wird zurückgegrif-
fen, wenn Stellen mangels geeigneter BewerberInnen 
nicht oder nur mit großem Aufwand regulär besetzt 
werden können. Auf den in den letzten Jahren ver-
stärkt spürbaren Fachkräftemangel in der Pflege wird 
in allen Einrichtungsformen mehrfach verwiesen» 
(ebd., 23).

Hinsichtlich der Entlohnungsstrukturen halten die 
AutorInnen fest, dass das Grundgehalt der Leiharbei-
terInnen auch in der Pflegebranche geringer ausfällt als 
der Lohn der Stammbelegschaft. Mit anderen Worten: 
Die dort geltenden Mindestlohnregelungen werden 
nicht eingehalten. Zwar gestalte sich diese Differenz 
bei BerufsanfängerInnen noch moderat. Allerdings 
wachse die Lohndifferenz zu den nach dem Tarifver-
trag für den öffentlichen Dienst (TvöD) bezahlten An-

gestellten mit zunehmender Berufserfahrung, da diese 
in den Leiharbeitstarifverträgen keine Berücksichti-
gung finde (ebd., 28). Für BerufseinsteigerInnen, so ar-
gumentieren die AutorInnen, könne deshalb Leiharbeit 
unter Gehaltsgesichtspunkten eine sinnvolle Alternati-
ve zu einer Festanstellung sein, da die Differenz in der 
Bezahlung weniger hoch ausfällt (ebd., 29). Die Motive 
zur Aufnahme eines Leiharbeitsverhältnisses würden 
sich darüber hinaus sehr heterogen gestalten: «Die ty-
pische Zeitarbeitnehmerin gibt es nicht» (ebd., 5). Die 
AutorInnen kommen zu dem Schluss, dass die Leihar-
beit in der Pflege die genannten strukturellen Probleme 
der Branche (demografischer Wandel, Fachkräfteman-
gel und Finanzierungslücken) nur temporär überbrü-
cken, indes aber nicht langfristig lösen könne, da das 
Problem des Personalmangels auch die Entleihbetrie-
be betrifft.

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass im Ge-
sundheitssektor nach wie vor relativ wenige Leihar-
beiterInnen beschäftigt sind. Allerdings hat sich hier 
in den letzten Jahren eine hohe Dynamik entfaltet. Be-
troffen von der Entwicklung hin zu mehr Leiharbeits-
verhältnissen dürften vor allem die Pflegeberufe sein, 
die einen hohen Beschäftigtenanteil von Frauen auf-
weisen. Die Nachfrage nach LeiharbeiterInnen kon-
zentriert sich bislang auf Fachpersonal, welches haupt-
sächlich zur Überbrückung von Personalengpässen 
eingesetzt wird, um die Versorgung aufrechtzuerhal-
ten. Ob es sich dabei allerdings im Sinne von Holst u. a. 
(2009) lediglich um eine punktuelle Nutzung von Leih-
arbeit handelt, muss hier offen bleiben. Denn anderer-
seits wird Leiharbeit im Pflegebereich offenbar auch 
als Instrument der Personalrekrutierung und damit zur 
Reduzierung von Suchkosten eingesetzt. Zudem kann 
davon ausgegangen werden, dass Leiharbeit teilwei-
se auch zum Abbau regulärer Arbeitsplätze und zur 
Kostenreduzierung genutzt wird. Insofern, so legt die 
Studie von Bräutigam u. a. nahe, handelt es sich nicht 
primär um einen «Flexibilitätspuffer» (vgl. Holst u. a. 
2009). Vielmehr scheint Leiharbeit im Pflegebereich zu 
einer Art Rationalisierungsmodus zu werden. 

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Litera-
turstudie thesenhaft zusammengefasst. Auf dieser 
Basis werden die Erkenntnislücken hinsichtlich der 
geschlechtsspezifischen Struktur von Leiharbeit auf-
gezeigt und diese im Spannungsfeld der diskutierten 
«weiblichen Beschäftigungsform», der geringfügigen 
Beschäftigung, besprochen. Zudem werden Vorschlä-
ge für eine weitere wissenschaftliche Beschäftigung 
mit dem Thema gemacht.
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6 fazIt Und foRSchUnGSbEdaRf

Der arbeitsmarktstrukturelle Wandel zeichnet sich 
zum einen durch eine weitere Fragmentierung vor-
handener Beschäftigungsverhältnisse sowie durch ei-
ne anhaltende Umwandlung von Vollzeit- in Teilzeitar-
beitsverhältnisse aus. Zum anderen aber werden auch 
bestehende sozialversicherungspflichtige Teilzeitar-
beitsverhältnisse weiter zerstückelt und nehmen die 
Gestalt prekärer Arbeitsverhältnisse an (vgl. z. B. Keller/
Seifert 2005). Vor diesem Hintergrund spricht der ers-
te Gleichstellungsbericht der Bundesregierung (2011, 
242) politische Handlungsempfehlungen aus, die 
sich für den hier verhandelten Themenbereich auf die 
Schlagworte «Fehlanreize beseitigen, Entgeltgleich-
heit und Aufstiegschancen schaffen» zuspitzen lassen. 
«Mit Nachdruck» fordert die Sachverständigenkom-
mission «die Abschaffung der Sonderstellung von ge-
ringfügigen Beschäftigungsverhältnissen» (ebd.). Als 
Gründe hierfür werden genannt, dass geringfügige Be-
schäftigungsverhältnisse (Minijobs) wenig zukunfts-
trächtig seien und daher die politisch gesetzten Anrei-
ze für Unternehmen und Beschäftigte in keiner Weise 
einer nachhaltigen Beschäftigungspolitik entsprechen 
würden. Minijobs seien mit biografischen Nachteilen 
für die Betroffenen (überwiegend Frauen) verbunden. 
Denn Wünsche nach einer sozialversicherungspflichti-
gen Tätigkeit könnten auf Basis eines Niedriglohnjobs 
nicht realisiert werden, und jedwede Aufstiegsoptio-
nen würden beschnitten. Ziel müsse es daher sein, al-
le Erwerbsverhältnisse sozialversicherungspflichtig zu 
machen (ebd.).

Wie hier gezeigt wurde, ist die Entwicklung in den 
letzten Jahren gegenteilig verlaufen. Geringfügige Be-
schäftigungsverhältnisse haben sich in großem Um-
fang ausgedehnt. Die Dynamik von Leiharbeit, ge-
ringfügiger Beschäftigung und von Teilzeitarbeit ist 
en gros auf den Abbau sozialversicherungspflichti-
ger Beschäftigung zurückzuführen. Um diese «Zerle-
gung» in atypische Beschäftigungsverhältnisse und 
die geschlechtsspezifischen Aspekte dieser Entwick-
lung nachvollziehen zu können, bedarf es weiterer For-
schung. Der wachsende Frauenanteil an der Leiharbeit 
und der anhaltend hohe Frauenanteil an der geringfü-
gigen Beschäftigung legen die Vermutung nahe, dass 
der Beschäftigungsaufbau der letzten Jahre vor allem 
Frauen in prekäre Arbeitsverhältnisse gedrängt hat. 

Vor dem Hintergrund des demografischen Wan-
dels, des Fachkräftemangels nicht nur in technischen 
Berufen und angesichts der von Politik und Wirtschaft 
stets geforderten Erhöhung der Erwerbstätigenquo-
te von Frauen sind die hier zusammengetragenen Er-
gebnisse brisant. Denn die erhöhte Frauenerwerbs-
quote geht mit einer gleichzeitigen Prekarisierung von 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt einher, die in den letzten 
Jahren erheblich zugenommen hat: Branchen mit ei-
nem hohen Beschäftigungsanteil von Frauen sind in 
besonderem Maße durch Niedriglohnstrukturen ge-

prägt; zu einem Großteil befinden sich Frauen in ge-
ringer bezahlten Teilzeitbeschäftigungen (part-time 
wage penalty); der Frauenanteil bei den Minijobs liegt 
bei zwei Dritteln, und der Anteil von Frauen an den 
Leiharbeitsverhältnissen ist in den vergangenen Jah-
ren kontinuierlich gewachsen. Inzwischen liegt er bei 
fast einem Drittel, sodass davon gesprochen werden 
muss, dass sich der Leiharbeitssektor auf dem Weg 
hin zu einer «gemischtgeschlechtlichten» Branche be-
findet. Letzteres deshalb, weil sich Leiharbeit laut den 
Daten der Bundesanstalt für Arbeit deutlich in frauen-
dominierte Dienstleistungsbranchen ausweitet, wie 
am Fallbeispiel der Pflegeberufe demonstriert wurde. 
Wenngleich Minijobs nach wie vor die im Vergleich zur 
Leiharbeit dominante Beschäftigungsform darstellen, 
breitet sich Leiharbeit zunehmend aus und wird eben-
so zu einer relevanten Beschäftigungsform für Frauen. 
Wie sich dieser Entwicklungstrend in anderen Bran-
chen mit hohem weiblichen Beschäftigungsanteil ge-
staltet, wie dort die betrieblichen Nutzungsstrategien 
aussehen und welchen spezifischen sozioökonomi-
schen Charakter Frauenleiharbeit hat, sollte durch wei-
tere Forschungsarbeiten untersucht werden. 

Branchenstudien sollten sich darüber hinaus damit 
auseinandersetzen, in welchem Umfang und aufgrund 
welcher Determinanten eine Lohndiskriminierung von 
Frauen im Leiharbeitssektor stattfindet. Denn Leihar-
beiterinnen beziehen zu einem wesentlich höheren 
Anteil als Männer in diesem Bereich Niedriglöhne. Ob 
dies zum Beispiel auf die generell problematischen 
Lohnstrukturen im Dienstleistungssektor zurückzu-
führen ist oder ob weitere Faktoren ursächlich sind, 
gilt es zu erforschen. Vorliegende Daten geben hierzu 
keine Auskunft. Es hat aber den Anschein, als ob sich 
die im Dienstleistungssektor vorherrschenden Diskri-
minierungen und Benachteiligungen auch in der Leih-
arbeitsbranche wiederfinden lassen, allerdings mög-
licherweise in einer verschärften Art und Weise. Die 
Lohndiskriminierung von LeiharbeiterInnen in Dienst-
leistungsbranchen mit vergleichsweise niedrigem 
Lohnniveau impliziert nach jetzigem Kenntnisstand je-
denfalls eine größere Gefahr als die Lohndiskriminie-
rung von LeiharbeiterInnen in den Industriebranchen 
mit höherer Entlohnung. Das Risiko, von der eigenen 
Arbeit kaum mehr leben zu können, dürfte aufgrund 
des höheren Anteils von Frauen in den Dienstleistungs-
berufen auch in einem besonders hohen Maß Frauen 
betreffen.

Forschungsbedarf besteht auch hinsichtlich der Fra-
ge, nach welchen Mustern sich Leiharbeit im Dienst-
leistungsbereich ausweitet, gilt dieser doch bislang als 
bevorzugter Minijobsektor. Zu untersuchen wäre daher 
etwa, welche Faktoren beispielsweise Arbeitgeber in 
verschiedenen Branchen dazu veranlassen, Leiharbei-
terInnen einzustellen oder die Beschäftigung von Mini-
jobberInnen vorzuziehen. Umgekehrt gilt es qualitativ 
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zu ergründen, wie sich die verschiedenen Beschäfti-
gungsformen aus Betroffenenperspektive darstellen. 
Zudem bedarf es einer klareren Differenzierung von 
geringfügiger Beschäftigung im Haupterwerb und im 
Nebenerwerb. Die vorhandenen Daten liefern keine 
ausreichenden Erkenntnisse darüber, in welchem Ma-
ße Haupt- und Nebenerwerb geschlechtsspezifisch 
geprägt sind. Wie nicht zuletzt die Ausführungen zur 
vergeschlechtlichenden institutionellen Vermittlungs-
praxis nahelegen, stellen zuverdienende Ehefrauen ei-
ne Erwerbsgruppe von hoher Relevanz bei der gering-
fügigen Beschäftigung im Nebenerwerb dar. Es wäre 
darüber hinaus aber von Interesse, herauszufinden, 
wie sich beispielsweise das Phänomen der Multijob-
berInnen und der working poor in dieser Hinsicht ge-
schlechtsspezifisch gestaltet und in welchem Zusam-
menhang es zur Sorgearbeit steht. 

Eine dezidiert relationale Betrachtungsweise von 
geschlechtsspezifisch geprägten Minijobs und des 
zunehmenden Einzugs von Leiharbeit in den Dienst-
leistungsbereich könnte folglich einen Beitrag zum 
wissenschaftlichen Forschungsstand über die sich of-
fenbar teilweise restrukturierenden geschlechtsspe-
zifischen Dynamiken auf dem Arbeitsmarkt liefern. 
Hieraus könnte auch destilliert werden, in welchen 
Branchen weiblich konnotierte Leiharbeit potenziell zu-

nehmen wird und inwieweit sich die beschäftigungs-
politischen Strukturen verändern, wenn die «klassi-
sche» Beschäftigung von MinijobberInnen gegenüber 
der Beschäftigung von LeiharbeitnehmerInnen an At-
traktivität verliert. Das Beispiel der Pflegebranche hat 
diesbezüglich gezeigt, dass hier aufgrund der beson-
deren Qualifikationsanforderungen MinijobberInnen 
im Gegensatz zu LeiharbeiterInnen wenig nachgefragt 
werden. Weitere Branchenstudien im Dienstleistungs-
bereich zum Thema Leiharbeit sind daher vonnöten, 
um die Nutzungslogiken oder die Motive der verschie-
denen Akteure weiter zu ergründen. Mögliche Unter-
suchungsfelder könnten neben dem Einzelhandel als 
traditionellem Minijobsegment die drei Berufstätig-
keiten und -felder sein, in denen Frauen am häufigs-
ten beschäftigt sind, nämlich die Gebäudereinigung, 
die Büroarbeit sowie die Tätigkeit als kaufmännische 
Angestellte (vgl. Statistisches Bundesamt/Wissen-
schaftszentrum Berlin 2011, 103). Insgesamt und bei 
aller gebotenen Vorsicht angesichts der Forschungsla-
ge ist abschließend zu konstatieren, dass die eingangs 
vorgestellte Dichotomie von «Leiharbeit = männlich» 
und «Minijobs = weiblich» in dieser Trennschärfe nicht 
mehr aufrechtzuerhalten ist. Weiterreichende und qua-
lifizierende Aussagen sind zukünftiger Forschung vor-
behalten.
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